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Ei111 Wort zuvor 

Wie versprochen, folg t mit dem 3. Heft der Schriftenreihe „Zwischen Panke und Laake" 

jenes mit den Kurzbiographien von Abgeordneten der Volkskammer der DDR und des 

Deutschen Bundestages-der BRD. Es sind wiederum „Persönlichkeiten", die mit der Ge­

schichte unseres Ortsteils Karow auf unterschiedlichste Weise verbunden sind. Sie wohn­

ten für kurze (Friedrich Ebert) oder längere (Markus Meckel) Zeit in Karow, einige sind 

nach wie vor hier seßhaft (Dr. Hans Watzek, Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Dr. Evelyn Kenz­

ler), andere, wie Ottomar Geschke und Prof. Robert Havemann, wurden bzw. werden in 

unserem Stadttei l als „Persönlichkeiten" geehrt, in dem Bildungseinrichtungen ihre Namen 

verl iehen bekamen. Die beiden Letztgenannten sind aufgenommen worden, weil eine ganze 

Generation sich mit dem Namen des Kommunisten Geschke verbunden fühlte , wie weitere 

Generationen sich mit dem Namen des Kommunisten und späteren Regimekritikers Have­

mann identifizieren werden . Für Geschke wurde der Name allerdings 1990 wieder getilgt. 

Sie alle gehörten zu divergenten Zeiten als Abgeordnete den höchsten Parlamenten in den 

beiden deutschen Staaten an . Allerdings war Frau Dr. Bergmann-Pohl die Einzige von ihnen, 

die sich den Karower Bürgern zur direkten Wahl stellte. 

Es sind Kurzbiog raphien, die niedergeschrieben wurden. Das bedeutet, dass nicht auf alle 

persönlichen und historischen Prozesse, welche die Personen durchlebten, eingegangen 

werden konnte . Das kann der Leser selbst nachvollziehen, wenn er zu der angeführten 

Literatur greift. 

Manchem wird die vom Autoren vorgenommene Wertung nicht passen; muß auch nicht 

sein. Dazu sind die vorgestellten Persönlichkeiten politisch zu vielgestaltig!. Die von mir 

vorgestellten Frauen und Männer wurden zu verschiedenen politischen Zeiten als Vertre­

ter/Innen heterogener gesellschaftlicher PartE1ien und Organisationen gewählt. 
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Als Abgeordnete kamen in die Volkskammer der DDR - Geschke als SED-Mitglied für 

die Vereingigung der Verfolgten des Naziregimes (VVN) von 1949-1954; Prof. Havemann, 

SED. für den Kulturbund der demokratischen Erneueru.ng Deutschlands von 1949 bis 1963; 

Ebert, SED, für die Partei, der er angehörte, von 1949 bis 1979; Dr. Watzek für die Demo­

kratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) von 1963 bis 1990. Dr. Bergmann-Pohl und 

Meckel kamen erst mit den letzten Wahlen im Wendejahr 1990 für die CDU bezw. die SPD 

In die Volkskammer, um mit dem Ende der DDR im gleichen Jahr in den Bu ndestag zu 

wechseln. 

Für den Bundestag der BRD - Dr. Bergmann-Pohl für die CDU von 1990 bis 2002; 

Dr. Kenzler für die Partei des demokratischen Sozialismus (PDS) von 1998 bis 2002 und 

Meckel für die SPD seit 1990. 

Einige der Abgeordneten/Innen avancierten zu hohen parlamentarischen und staatlichen 

Ämtern in ihrem jeweiligen Staat. So erreichte Friedrich Ebert, zuvor Oberbürgermeister der 

Hauptstadt der DDR Berlin, die Chargen des Vorsitzenden der SED-Fraktion in der Volks­

kammer und des stellvertretenden Vorsitzenden des Staatsrates der DDR; Dr. Hans Watzek 

avangierte zum DDR-Minister für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft und Dr. Sabine 

Bergmann-Pohl zunächst zur Parlamentspräsidentin der Volkskammer der DDR und danach 
1 

zur Ministerin in der von der CDU/FDP geführten Regierung der Bundesrepublik Deutsch-

land. 

Möge dieses Heft genau so aufgenommen werden, wie die beiden zuvor erschienenen. 

Berlin , 2004 
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Palast der Republik, 
Tagungsstätte der DDR-Volkskammer 
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Ottomar Geschke (1882-1957) 
Abgeordneter der Volkskammer der DDR 
von 1949 bis 1954 

Ottomar Geschke, geboren am 16. November 1882 
Fürstenwalde/Spree; Besuch der Mittelschule und 

,Ausbi ldung als Schlosser; 191 O Mitglied der SPD 
A -~· , und der Gewerksch·aft, 1917 ·übertritt zur USPD; 

• ,~ 
1 
Organisator der Novemberrevolution 1918 im 

· .„ Reichsbahnausbesser.ungswerk in Berlin; 1919 
Anschluß an die KPD, tätig in der Betriebsrätebe-
1wegung, der Gewerkschafts- und Sozialpolitik , zu-
r nächst in Berlin und danach im Zentralkomitee der 
;KPD und im Exekutivkomitee der Kommunistischen 
[Internationale in"Moskau; ab 1923 Mitglied des ZK 
und zeitwe ilig auch ,des Politbüros der KPD; 1921 
. bis 1924 .Abgeordneter des Preußischen Landtages 
und von 1924 bis 1932 des Deutschen Reichsta­
ges; 
1933 bisl940 von den Nazis inhaftiert im Zuchthaus 
Berlin-Spandau und in den Konzentrationslagern 
Sachsenburg, Lichtenburg -und Buchenwald, an-

schließend Zwangsarbeit in Pommern unter Polizeiaufsicht, 1944/1945 KZ Sachsen­
hausen; befreit auf dem Todesmarsch durch sowjetische Truppen; 
1945 Mitunterzeichner des Aufrufs der KPD und des Aktionsbündnisses von KPD 
und SPD, 1945/1946 Mitg lied des ZK der. KPD und Vorsitzender der KPD-Bezirks­
leitung Groß-Berlin, Stadtrat für Sozialwesen beim Berliner Magistrat; 1947 bis 1953 
Vorsitzender der WN für die sowjetische Besatzungszone und die DDR; 1948/1949 
Mitglied des Deutschen Volksrates, 1949 .bis 1954 Abgeordneter der Provisorischen 
und cjer gewählten Volkskammer, ab 1954 Mitglied der Länderkammer der DDR; 
verstarb am 17. Mai 1957; beigesetzt in der Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin­
Friedrichsfelde; die heutige Grundschul_g_ Alt-Karow und das einstige Kulturhaus in 
der Karower Bahnhofstraße trugen von 1973 bis 1990 seinen Namen. 

Anfang September 1949 bildete der Parlamentarische Rat in Bonn mit Zustimmung 
der drei westlictfän Besatzungsmächte eine eigene Regierung. Mit der Schaffung 
der Bundesrepublik Deutschlands fand die Spaltung Deutschlands ihren Abschluß. 
Angebote des Deutschen Volksrates überVerhandlungen gegeh die Zerreißung 
des Landes waren abgelehnt worden. Angesichts dieser neuen Situation kam am 7. 
Oktober 1949 in Berlin der Deutsche Volksrat zusammen. Die Mitglieder waren im 
Mai 1949 in der sowjetischen Besatzungszone gewählt worden, in den Westzonen 
war ihre Wahl verboten worden. Ottomar Geschke gehörte als Vorsitzender der WN 
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zu den 330 Mitgliedern des gewählten Volksrates. An diesem 7. Oktober 1949 kon­
stitu ierte sich der Volksrat.zur Provisorischen Volkskammer. Die Abgeordneten setz- . 
ten den vom 3. Deutschen Volkskongreß im Mai bestätigten „Entwurf einer Verfas­
sung für die Deutsche Demokratische Republik" in Kraft. Der Verfassungsentwurf 
war zuvor monatelang in der Bevölkerung diskutiert worden. Nun war der historisch 
bedeutsame Aktder Gründung der Deutscnen Demokratischen Republik vollzogen. 
Für Ottomar Geschke war dieser Tag ein äußerst wichtiges Ereignis. Sein jahrzehn­
telanger Traum als Kommunist von einer revolutionären Arbeiter- und Bauern-Macht, 
geführt von seiner Partei, hatte sich erfüllt. Für ihn galt es, diese Festung auszubau­
en,: zu stärken und zu festigen . 

Air\ 11. Oktober 1949 wahlten die Abgeordneten der neuen Volkskammer und die 
dei Länderkammer .gemeinsam .den ehemaligen .kommunistischen Arbeiterfunktionär 
Wil.helm Pieck zum Präsidenten der neuen Republik. Am nächsten Tag stellte Mini­
sterpräsident Otto Grotewohl (ehemals SPD) seine Regierung vor und erläuterte das 
Programm seiner Regierung . Alle Fraktionen der Volkskammer stimmten der Regie­
rungserklärung zu und bestätigten die Provisorische Regierung der DDR. 

Ottomar Geschke gab im Namen der WN-Fraktion die Zustimmung zu dem Pro­
gramm der Regierungskoalition aus SED, CüU, LDPD (Liberale) NDPD (National­
demokraten) und Bauernpartei. Er begrüßte, dass die Regierung gelobte, getreu dem 
Vermächtnis der antifaschistischen Widerstandskämpfer zu wirken. „Die Bildung der 
Deutschen Demokratischen Republik, die Wahl des Präsidenteh der Republik", so 
hob er mit seiner warmen, ausdrucksvollen Stimme hervor, „bedeuten für uns einen 
entscheidenden Schritt ·auf dem -Wege zu dem Ziele , ·für ·das unsere Mitkämpfer ihr 
Leben ließen. In der heute gebildeten Regierung, ... in den Reihen der ... Volks- und 
Länderkammern, sitzen Männer und Frauen, .die .durch .die Hölle der Konzentrations­
lager gegangen sind. Wir waren eins im Kampf und wir hatten eine Aufgabe, ein Ziel. 
Auch heute eint uns ein Wille, gehen wir den gemeinsamen Weg in der Nationalen 
Front für Einheit - Demokratie - Frieden. Uns eint aber auch der Wille, g1füeu dem 
Artikel 6 der von uns angenommenen Verfassung, der die Gleichberechtigung aller 
Bürger vor dem Gesetz sicherstellt, den Feinden ·der Freiheit keine Freiheit ·zu las­
sen, sei es in der Boykotthetze gegen demokratische Einrichtungen und Organisa­
.tionen, der Hetze gegen demokratische.Politiker, in der Bekundung von Glaubens-, 
Rassen- und Völkerhaß, in militaristischer Propaganda sowie Kriegshetze und allen 
sonstigen Handlungen, die sich gegen die Gleichberechtigung und den Frieden 
richten. 
Am 1 O. Oktober wurde uns im Namen der Regierung der Sowjetunion durch Armee- . 
general Tschuikow die Souveränität wiedergegeben . Dieser feierliche Akt bewegte 
uns Teilnehmer genau so tief wie jene Tage, an denen uns nach Jahren der Gefan­
genschaft die Freiheit wiedergegeben wurde. Dankerfüllt drückten wir 1945 die 
Hände unserer Befreier, und dankerfüllt drücken wir heute die Hände, die uns das 
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Werkzeug zum Bau unserer Deutschen Demokratischen Republik gaben: die Millio­
nen Hände der Völker der Sowjetunion. Wir grüßen zugleich die Volksdemokratien, 
ihre Regierungen, in denen die Kameraden aus deutschen Konzentrationslagern, 
derPariisanenverbände und der Widerstandsgruppen sind. Es gibt keine Macht, die 
unsere Kameradschaft, unsere Freundschaft und die Freundschaft unserer Völker 
zerreißen kann. Wir Kämpfer. gegen den Faschismus .. . scharen uns gemeinsam . 
mit allen Menschen, die guten Willens sind, um die Fahne der Deutschen Demokra­
tischen Republik. Das sei unsere Verpflichtung gegenüber unseren Toten und unsere 
Verpflichtung gegenüber unserer Regierung." 

Die BRD unter dem Kanzler Konrad Adenauer orientierte auf eine Westanbindung 
der Bundesrepublik und verfolgte diese vorrangig vor' der deutschen Einheit. Ihr Nah­
ziel war die eigene Souveränität im Rahmen eines westlichen Bündnisses. Im Ergeb­
nis einer ,,Politik der Stärke", die auf die Destabilisierung des zweiten deutschen 
Staates zielte, sollte sjch die Einheit Deutschlands durch Anschluß der DDR an die 
Bundesrepublik ergeben. 

·, 

Die DDR setzte nach wie vor auf die von ihr initiierte Volkskongreßbewegung unter 
den veränderten B~aingungen der Nationcileh Front, dieser neuen Form einer Bünd­
nis- und rv1~~senpcilitik. Als ihre wichtigsten Ziele blieben die Wiederherstellung der 
wirtschaftlichen und politischen Einheit Deutschlands durch die Errichtung ~inerge­
samtdeulschen Regierung und den schnellsten Äbschluß eines Friedensvertrages. 

Das waren auch wichtige Merkmale für das Wirken von Ottomar Geschke als Abge­
ordneter derVVN. Er 'brachte als Vorsitzender der WN und Abgeordneter der WN 
am 9. November 1 §49 in der Provisorischen Volkskammer das Gesetz über den Er­
laß von Sühriemaßhahmen und die Gewährung staatsbürgerlicher Rechte für ehe­
malige rv1ifglieder uhd Anhänger der Nazipartei und für Offiziere der fasChiStischE!n 
Wehnnact\t ein und begründet es. Es war eine Geste des guten Willens, dass gerade 
die einstigen Gegril§r Llhd Verfolgten des Naziregimes ein derärti~es GElset± ~urAb­
stimmyng in der yolKskammer einbrachten, um diese Kräft~ lr'i d~n an\1tiis~\11~\isch­
demolfraliscHl3h Aufüau einzubeziehen . 

Am i 5. bktd~Eir 1 ~$b fanden die ersten offiziellen Wahlen zur Volkilka~mlfr d~r DDR 
statt Nach ei~erab~esilrti(nten Einheitsliste gehörten von den nUhli\ehr 400 Äb_g_ e­
ordnllten i öb. der Stb, je 60 der CDU uhd der LdPb, je 3b der Nb8b ul'ld dl:lt /:DBD, 
40 dem FbG~.Je 2ö der FDJ und dem Kulturbund, .je 15 demDFÖ ~hd ; aer W/\J und 
je 5 der VdgB bHd den Genossenschaften an. In der Regierl.Jhg warii!n alle tbi\f f5ar­
teien vertreten. 

._ 11 -

Ottomar Geschke gehörte wiederum der WN-Fraktion an und war deren Fraktions­
vorsitzender. In dieser Legislaturperiode verabschiedete die Volkskammer den ersten 
Fünfjahrplan für den Zeitraum 1951 bis 1955. Er sollte die durch die Spaltung 
Deutschlands entstandenen erheblichen Disproportionen in der Volkswirtschaft 
mindern und somit den Lebensstandard der Bevölkerung aus der Vorkriegszeit 
erreichen. 

Im Januar 1952 billigte die Volkskammer den Entwurf eines Wahlgesetzes zur 
Durchführung gesamtdeutscher Wahlen und unterbreitete ihn dem Bonner Bundes­
tag, deren Regierung ihn in Verfolgung ihrer eigenen politischen Ziele ablehnte. Für 
OttomarGeschkewar die Wiederherstellung der deutschen Einheit keine lllussion. 
Als Vorsitzender der WN ·setzte er sich aktiv für die Beziehungen zu den auslän­
dischen Organisationen der Widerstandskämpfer ein. Freundschaftliche Verhältnisse, 
schon im gemeinsamen Widerstand gegen das Naziregime geknüpft, festigten sich. 
Im Weltfriedensrat sprach er sich für den Erhalt des Weltfriedens und die Verstän­
digung der Völker untereinander aus. Er erhob seine warnende Stimme gegen die 
einsetzende Remilitarisierung in der westdeutschen Bundesrepublik und verurteilte 
den Korea~Krieg derUSA. 

Mit den Wahlen im Oktober 1954 schied Ottomar Geschke aus der Volkskammer der 
DDR aus. Die WN hatte sich im Jahr zuvor als Organisation aufgelöst. Er vertrat nun 
die Hauptstadt'Berlin bis zu seinem Tode 1957 in der Länderkammer der DDR. 

Literatur: 

- Hans Maur: Ottomar Geschke. Vorbild und Verpflichtung. Biographische Skizzen 
zu einem k.ampferfüllten Leben. Frankfurt (Oder) 1982. 

- Hans Maur: Karower Persönlichkeiten. Abgeordnete des Deutschen Reichstages. 
Schriftenreihe „Zwischen Panke und Laake", H.1 /2003. 

- Elke Reuter/Detlef Hanse!: Das kUrze Leben der WN von 1947 bis 1953. Die 
Geschichte der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes in der sowjetischen 
Besatzungszone und in der DDR. Berlin 1997. 
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Prof. Dr. Robert Havemann (1910-1983) 
Abgeordneter der Volkskammer der DDR 
von 1949 bis 1963 

Auch der bekannte Physiochemiker Robert Have­
mann war kein Karower Bürger im engeren Sinne. 
Ihn in dieser Reihe aufzunehmen ist de m Umstand 
zuzurechnen, dass die Gesamtschule mit gymna­
sialer Obersfufe in der Achillesstraße 79 den Namen 
„Robert Havemann-Oberschule" trägt; sei t 199.3 zu­
nächst in Berlin-Buch und ab 2000 im Neubaugebiet 
von Berlin-Karow · 

Roberi Havemann wurde am 11 . März 19 10 in 
München geboren. Seine Mutter war Malerin, se in 
Vater Lehrer und später Redakteur der linksbürger­
lichen „Westfälischen Neuesten Nachrichten" . Die 
Kinderjahre verbrachte er in Thüringen, Hannover 
und Bielefeld, wo er Ostern 1929 mit großem Erfo lg 
sein Abitur ablegte. Über diese Jahre schrieb er spä­
ter ;, Mich interessierte damals wi rkl ich nich t anderes 
als die Natur und die Naturwissenschaften. „. Es 
dauerte ziemlich lange, bis ich anfing, die politischen 

Zusammenhänge mit derselben skeptischen Sachlichkeit zu betrachten, mit der ich 
mich der Naturwissenschaft zugewandt hatte. Dabei spielte die Gefah r des Antisemi­
tismus eine große Rolle. Meine Eltern hatten viele jüdische Freunde .. .. Da die Nazi­
zeit ja schon ihre Schatten warf, tauchte das Gespenst des Antisemitismus fr Cr h in 
meiner Vorstellungswelt auf. Sehr schnell , sehr früh habe ich begriffen, was fü l· eine 
ekelhafte, widerliche, unmenschliche Erscheinung der Rassenhaß und die Rassen­
überheblichkeit ist, überhaupt die ganze Art von biologischer Geltungssucht des 
Menschen. Und das war vielleicht auch das Wichtigste, was mir meine El le rn mit­
gaben: die vollständige, rücksichtslose und uneingeschränkte Veru rtei lung dieser 
entsetzlichen Erscheinung." (1) 

Ab 1929 studierte er Chemie an der Universität in München, wechsel te aber ·t 93 1 
an die Universität in Berlin. „Innerhalb eines Jahres verwandelte ich mich von einem 
ziemlich unpolitischen, nbrmalen wissenschaftsinteressierten jungen Mann aus der 
Bürgerschicht in einen leidenschaftlich politisch engagierten Menschen. Alles Halbe 
schien mir gänzlich unmöglich." (2) Er ließ sich in die Abwehr des deutschen Komin­
ternapparates einbinden und hatte sich somit den Kommunisten angeschlossen , die 
für ihn diejenigen waren , „die rücksichtslos, bedingungslos und vollständig konse­
quent gegen den Kapitalismus kämpfen wollten und na!Crrlich gegen die Nazis" (3) . 
In Leipzig gewährie er dem bulgarischen Kommunisten Taneff Unterkunft, der 
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dann 1933 im Reichstagsbrandprozeß von den Nazis gemeinsam mit seinen Lands­
leuten Dimitroff und Popbw wegen angeblicher „Brandstiftung" angeklagt werden 
sollten. Seine enlastenden ,,Aussagen" vor einem Untersuchungsrichter beim Reichs­
gericht wurden als glaubhaft angesehen. Für seine wissenschaftliche Laufbahn hatte 
das allerdings keine weiteren negativen Folgen. Er war in der Folgezei t Stipendiat 
de,r Deutschen Forschungsgemeinschaft am Krankenhaus iri Moabit, promovierte 
1935 mit einer Doktorarbeit über Kolloidchemie, war 1-936/37 Mitarbeiter an der Mili­
tärärztlichen Akademie und ab 1937 Assistent am Pharmakologischen Institut der 
Berliner Universität. Er konnte schon in dieser Zeit mit zahlreichen wi,ssenschaftli­
chen Veröffentlichungen auf sich aufmerksam machen. Im Frühjahr 1943 konnte er 
sich habilitieren. 

Havemann haHe sich schon bei Machtantritt der Fasch isten 1933 der antifaschisti­
schen Widerstandsgruppe „Neu Beginn" angeschlossen. Das Auslandsekretariat die­
ser Gruppe veröffentlichte von Prag aus Berichte über die Verhältnisse in Deutsch­
la1.1d Sie setzte sich für ein gemeinsames Vorgehen von Sozialdemokraten und 
Kommunisten im Widerstand ein , warnte aber zugleich vor Illusionen über den Cha­
rakter, die Stärke und den Einfluß der Nazis. 1935 wurde Havemann, wie andere der 
Gruppe, vorübergehend verhaftet. Er hielt in der Folgezeit erst einmal Abstand von 
jeglicher politischer Mitarbei t. 

Nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges bildete er mit Gleichgesinnten den Wider­
standskreis „Europäische Union". Am Kaiser-Wilhelm-Institut in Berlin-Dahlem hatte 
er Georg Groscurth kennengelernt, der 1934 an die Medizinische Uniklinik Berlin 
ging Die Gruppe unterstützte politisch Verfolgte und von der Deportation bedrohte 
Juden, knüpfte Verbindungen zu ausländischen Zwangsarbeitern und legte in Flug­
schriften ihre antinazistischen Positionen zum Sturz des Hitlerregimes und für ein 
neues demokratisches Nachkriegseuropa dar. Die Gruppe geriet im September 
1943 durch Verrat in die Fänge der Geheimen Staatspolizei. Havemann und seine 
Mitstreiter wurden durch den faschistischen „Volksgerichtshof' zum Tode verurteilt. 
Seine Hinrichtung wurde allerdings mit dem Verweis auf „kriegswichtige" Arbeiten 
aufgeschoben, die er in der Todeszelle des Zuchthauses Brandenburg-Görden lei­
sten mußte. 

Mit der Befreiung vom Faschismus, so berichtete er später, gab es „in unserer Grup­
pe viele Diskusionen mit den sozialdemokratischen Genossen. Es waren sehr frucht­
bare Diskusionen. Wir Kommunisten waren zwar in.der Mehrheit, die Sozialdemo­
kraten bildeten nur eine kleine Gruppe neben anderen, neben kirchlichen Wider­
standsleuten, SAP-Leuten und Anhängern verschiedener politischer Sekten. Aber 
au f beiden Seiten, bei uns wie auch bei den SPD-Genossen, herrschte die Erkennt­
nis, dass die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung nun endgültig überwunden 
werden müsse, wozu es erforderlich sei, dass beide Seiten nicht nur Kritik an den 
anderen, sondern in erster Linie an sich selbst zu üben hätten." (4) 
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Robert Havemann bekam zunächst den Posten des Verwaltungsdirektors für das 
Krankenhaus in Berlin-Britz angetragen. Doch schon Anfang Juli 1945 betraute ihn 
der demokratische Magistrat mit der Leitung des im amerikanischen Sektor der Stadt 
gelegenen Ka'Ser-Wilhelm-instituts in Berlin-Dahlem. 1946 erhielt er· an der Universi­
tät einen Lehrauftrag für Kolloidchemie. Ende 1947 wurde er in Dahlem abgelöst, 
weil er „widerrechtlich" wissenschaftliche Forschungen erlaubt und durchgeführt hat­
te, die das Alliierte Kontrollratsgesetz No. 25 verletzten. Er blieb zwar Abteilungsleiter 
am Institut, wurde dann aber 1950 wegen seines öffentl ichen Protestes gegen die 
US-amerikanischen Pläne zum Bau der Wasserstoffbombe vom Westberliner Senat 
endgültig entlassen und mit Hausverbot belegt. Er war fest davon überzeugt, dass 
der nukleare Rüstungswettlauf für die Menschheit töd liche Konsequenzen in sich 
berge und daher unbedingt zum Stillstand gebracht werden müsse. Am 18. Juli 1950 
wurde er als Vorsitzender des Berliner Friedensrates mit weiteren mehreren hundert 
Friedensaktivisten bei einer Unterschriftensammlung für den Stockholmer Appell zu r 
Ächtung der Atomwaffe von der Westberliner Bereitschaftspolizei verhaftet. 

Robert Havemann hatte schon 1945 zu den Mitbegründern des Kultu rbundes zur 
demokratischen Erneuerung Deutschlands gel1ört. Als die Deutsche Volkskongreß­
bewegung, deren Mitglied er als Vertreter des Kulturbundes war, sich am 7. Oktober 
1949 als Antwort auf die Gründung der BRD zur Provisorischen Deutschen Volks­
kammer konstituierte und die Deutsche Demokratische' Republ ik ausrief, wurde Ha­
vemann automatisch in diese obersteVolksvertretung übernommen. Zu den ersten 
Volkskammerwahlen im Oktober 1950 wurde er dann offiziell gewählt. Er wirkte bis 
1963 als Abgeordneter des Kulturbundes. 

Als 1950/1951 in der Bundesrepublik Deutschland die Wiederaufrüstung akut wurde, 
breitete sich in Westdeutschland und in Westberlin eine Bewegung des passiven Wi­
standes unter der Parole „Ohne uns" aus. Eine von dort ausgehende Initiative zu ei­
ner Volksbefragung gegen die Remilitarisierung in beiden deutschen Staaten beant­
wortete allein die Volkskammer der DDR. Sie beschloß, im Juni 1951 eine Volksbe­
fragung durchzuführen. Robert Havemann konnte dem nur zustimmen. Auf Kundge­
bungen und in Versammlungen erwies er sich als entschiedener Gegner einer Wie­
deraufrüstung, die für ihn nur einen Krieg nach sich ziehen würde. Am 16.Juni 1953 
versuchte er als A.bgeordneter und Präsident des Deutschen Friedensrates vergeb­
lich, sich mit den streikenden Berliner Arbeitern vor Ort auseinanderzusetzen, um sre 
von einem Ausstand mit „konterrevolutionären Formen", wie er selbst urteilte, abzu­
halten. Am 29. August 1956 hielt er in einem Beitrag vor der Volkskammer mit tiefer 
Gewißheit den von den Westmächten unterstützten Alleinvertretungsanspruch der 
anderen deutschen Regierung für äußerst irrational. Deren Hallstei11-Doktrin verhin­
dere die Aufnahme von diplomatischen Beziehungen von Drittländern zur DDR und 
wolle so die weitere Isolation des zweiten deutschen Staates aufrecht erhalten. Am 
11. August 1961 wies er in der Volkskammer auf die Gefahren für einen stab ilen 
Friedenszustand hin und versuchte, DDR-Bürger von einer zuneh-
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Verhaftung Robert Havemann\bei der Sammlung von 
Unterschriften zur Ächtung der Atombombe in Westberlin . 
am 8. Juli 1950 

Abstlmmullaiss~eln 
Sind . Sie , gegen die Remilitan;ierung Deutschlands 
und für den Abschluß eines Friedensvertrages xnit 
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rnenden , Flepublikflucht" f.lbtut1mllen. (5) .Er bekannte s1ct·1 In diesen Jnlire11 oflün und 
froirnülig zu seinem Arbeller- und Bauern-Staat Zu seinem 50. Geburlstog '\ 9ElO wüi'­
diulen dns Z.imtrHlkomitae rJer BED, der Mlnisterpräsident 1Jr:r DDR und das Pr~isi 
dlum der Volkskmnrner das VVirktin des mifüm irn poliliirnht:;n Loben slchenc1m1 Wis­
senscbarll.ers; 

Seine AIJf}eordrietimmbeit beurteilte er in spBleren Jahren so: „Nolürlid1 wor es k!Hr, 
dnss das DDH-Porlarnon t, die Vo.lkskarnrner, eine /\bs!iinmung'.1tnasd1ino 'ND •, i11 cior 
nur Beschlüssen zug.esUmn1t wtirde, die schon v(1rhcr im Appi,rat der PEHtei. im Zen­
ln1lkomite!~ der Pmlei rH1sgeHrbnitel worden wanm 1.rnd doll genel11ni9l wurde n. Dort 
wunJ1m sio diskutiert, 1~venluell auch Ober sie abgestimml, ober hiEH' irn Parlanwnt 
~wschall es nur z.um Schein. Das slört t1 rnieh .zunüchst 1rwl ~1ur nicl1L weil ich ju 21ls 
J\bgecmlneler', nls Mitglied der Volkskammer in Ausschüssen und mueh i11 Berotu11-
91rn mit führenden Gem1ssen im ZenlrH ikornitee der SED Einlluß auf die Enlsdiei­
dur·1o en und onr die Plfüw1 nusüben konnte. „. Auch die westlichen P<1ilnrnenlo, 
sr:rlbst in den besten porlarnentnrisd10n Oernokri'ilien. sind l.urn Teil 0 1ll'1, in cl011en 
TileB(er Vti!l'tmslttltel und nur der Ansctmin e1weckt wird, als ob dlo EntscheidunnGn 
dort geFüllt w.erdert w~mn man noch hinzufüg t und bedenkt, dnß diese Zeiten dunwls 
wild, scl1wimig und voller Not waren, mil ungell(illrt1n Spannungen :twisclrnn Ost und 

. West, der Gefahr elnEH; Atomkrieges, sd18rfster Konfronl<o1llon 2wiscl1[rn der Sowjet­
union und dBri USA, dann kann rmrn verstehen, deü 1nnn al!(:l diesf::l ErsGl1einunue11 
d.arrmls oben nfch! so ernalhntl und ausg(~WO(Jen miteinander ver~Jlielrn11 1'!<1L Wir 
llt1ben mehr <in dat: feme Ziel des Kon11nunlsrnus nls an den Aligenblick des ll.'lges 
gedacl11." (6) Spfüer spräch er sicl1 für einen Vurllandlungssli\ In d.nr Volksktunme1 
ou:;, ,bel dem die Abg1;iordnet1~11 nicht nrnlir all.es von rerligc111 Manusloiplrm ;1lJlesen. 
die vorlrnr oeprüfl und nenehrnifjt wurclen, sr>nden1 In freier Hede sp1ecl1en, in cler 
ein AtmeorrJneter wirklich seine MHil'I Wi ~J ungonlert und offan nussprnclien l~nnn. 
ohne dmfür bestrnfl zu w1311Jen. Von den .Abgmmln i;rton, die es .jnlzl in der Volksl~arn­
rner flib !, braucht man döch nicht zu befOrd1!m1, dass sit) irgendwelcl-10 sc111irnrnon 
und folnd~leligen Dlng1:~ sa,g<~n . " m 
Nach seiner VertreibunsJ i'lllS den WesllJerliner Amlrim '1950 war Robert Jloverna11n 
enduOltlg in die DDR übergesJecieH . . Als Dlreklor das PJ·1ysik~1Jisd1-Cl1erniscl'Hin in 
slituls dm· Berliner Humboldl-Unlversilät konnte er se.ine frülHmm FcHsohunnen zm 
Eiw~1 l ßchi;ml.e fmTsetzen, zu1:1Jelcl1 wandle er sieh sell AnfanG der fLlnfziger .!nl:rn 
auc: l1 phllosophlt;.6ht:n Fr.arJen deor NaturwissensclHiflen :z.u. E:r nnllrn teil 011 Uislw­
siotHJm ütl(Jr philoaophiscile Problerne der modernen Pilysik und set.c:fe sich 111il dc111 
,na.lurpl1ilosopll.!.schen·, dog1r1Hliscl1en und apodiktischen Stil des P!'lllusophiem11s 
ausnl11anuer. Angeregl üurct1 den XX. Pt1rteHag der l<.PäSU ·\ 95G p!Bdiodo er füf 
eirw11 dlnlogisehen, offennn Diskurs des PliilosophlHH'ens in den Wiss.Eir1scho flon. 
Trntz s~iiner 1~uf13a tr e tenen MelnungsverschlecJenhEJ.i te11 :zw· ot!i,ziellen F' olilik, wtirde 
er HlH'l l\orre~-;pomfü.tr(mdes MHg.lied der Deutschen Akndern.ie der \;\/is0e1 1sci1:1flc11 
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und war er Vorsitzender des Beirates für Chemie beim Staatssekretariat für das 
Hoch- und Fachschulwesen der DDR. Mit seinen wissenschaftlichen Arbeiten zur 
Photo- und Magnetochemie war er einer der Pioniere der physiko-chemischen For­
schung in der DDR. Als Volkskammerabgeordneter, Studentendekan und Prorektor 
für Forschung der Humboldt-Universität sowie als Mitglied des Friedensrates oder in 
anderen gesellschaftlichen Funktionen bewältigte Robert Havemann eine umfang­
reiche propagandistische Wirksamkeit ob als begeisterter Redner auf Massenmee­
tings, wie auch als Autor von wissenschaftlichen und populärwissenschaftlichen 
Aufsätzen - ohne Karrierestreben, sondern aus innerer Überzeugung. 

In den 60er Jahren wurde Robert Havemann dann zum bedeutendsten und bekann­
testen Systemkritiker in der QDR. Er äußerte prinzipielle marxistische f(ritik an den 
politischen Verhältnissen und ging damit den Weg eines zunehmenden unversöhn­
lichen Gegensatzes zur Führung der SED. Für ihn war „der Stalinismus ... keine für 
den Sozialismus typische Herrschaftsform. Im Gegenteil, er widerspricht allen Grund­
forderungen und Prinzipien des marxistischen Sozialismus (8) .... Als Komunist bin ich 
mit aller Entschiedenheit dagegen, dass in der DDR der Kapitalismus restauriert wird, 
aber ich bin auch mit aller Entschiedenheit dafür, dass die Bürger eines sozialisti­
schen Staates das Recht haben, die Politik ihrer Regierung und der Partei öffentlich 
rücksichtslos zu kritisieren (9)." Er sah darin keine Schädigung des Sozialismus, 
sondern die wirksamste Form ·seiner Verwirklichung. Freimütige Formen der Disku­
sion seien die Basis eines „demokratischen Sozialismus". Dazu erarbeitete er später 
in den Ansätzen ein Programm für ein Leben im Sozialismus. Wegen seinen kriti­
schen Wertungen und seinen regimeabweic;henden Wintervorlesungen 1963/ 1964 
wurde er schließlich nach und nach von all seinen Ämtern und Funktionen enthoben, 
aus der SED ausgeschlossen. (10) Zu den Volkskammerwahlen 1963 war er schon 
nicht wieder als Kandidat nominiert worden. Dem faktischen Berufsverbot folgten 
Überwachung, Hausarrest und weitere Repressalien ·durch das Ministerium für 
Staatssicherheit der DDR. Sein Name Havemann wurde aus der DDR-Literatur ge­
tilgt; .ob als Widerständler gegen die Nazidiktatur, als Mitglied des Kulturbundes Und 
dessen Abgeordneter der Volkskammer, als Streiter für eine weltweite Friedensbe­
wegung gegen Atomaufrüstung oder als herausragender Wiss.enschaftler. Er blieb 
seinen idealen dennoch treu, begrüßte die Ereignisse in der CSSR zum „Prager 
Frühling" 1968 als „eine Zeit der großen Hoffnungen" (11) und lehnte die Ausbürge­
rung des Liedermacher-s Wolfgang Biermann ·aus der DDR ab. 1970 schrieb er: „Hät­
-te ich mir das früher je träumen lassen, daß ich einmal einen Kampf gegen den Staat 
zu führen haben würde, den ich nicht nur voller .Begeisterung mit begründet hatte, 
sondern den ich .auch heute noch für die in Deutschland historisch entschei-dende 
Errungenschaft des internationalen Kampfes für den Sozialismus halte!" (12) Die 
DDR blieb für ihn dennoch ein bedeutendes Fortschrittspotential, das nur durch eine 
falsche Politik seiner Führungsriege deformiert worden war. (13) Er hielt sie für den 
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Staat im geteilten Land, „der zur Überwindung von Kapitalismus und Faschism us in 
Deutschland entsc_heidend beitragen kann" (14). 

Bis zu seinem Tode am 9. April 1983 in Grünheide bei Berlin wirkte er für einen 
demokratischen Sozialismus und suchte in diesem Sinne über westdeutsche Me­
dien, die ihn zuvor völlig negiert hatten, auf Politik und Gesellschaft in der DDR Ein­
fluß zu nehmen. (Hi) 1989/1990, kurz vor dem Untergang der DDR, erfolgte sein e 
öffentliche Rehabili tierung durch ?\le parteilichen und staatl ichen Institutionen . 

Anmerkungen: 

(1) Robert Havemann: Ein deutscher Kommunist. Rückblicke und Perspektiven aus 
der Isolation. Hrng. M. Wilke, Reinbek 1978, S.35/36. 

(2) Ebenda, S. 37/:38. 
(3) Ebenda, S.38. 
(4) Robert Havemann: Fragen , Antwo1·ten, Fragen. Aus der Biographi e eines 

Marxisten. München 1970, S.64/65. 
(5) Robert Havemann: Rückantworten an die Hauptverwaltung „Ewige Wahrheiten" . 

Hrsg. H. Jäckel. Berlin 1990, S.51 ff. u: S 79 ff. 
(6) Ein deutscher Kommunist, a.a.O., S.72. 
(7) Ebenda, S.99. 
(8) Fragen, Antworten, Fragen, a.a.Ö., S.55. 
(9) Ebenda, S.263. 
(10) Siehe hierzu auch Robert Havemann: Dialektik ohne Dog ma? Aufsätze, Doku­

mente und die vollständige Vorlesungsreihe zu naturwissenscha ftl ichen Aspek­
ten philosophischer Probleme. Hrsg. D. Hoffmann. Berlin 1990. 

(11) Rückantworten., .. , a.a.O., S.144. 
(12) Robert Havemann: Warum ich Stalinist war und Antistalinist wurde. Texte 

eines Unbequemen. Hrsg D. Hoffmann/H. Laitko. Berlin 1990, S.41. 
(13) Ebenda, S.65. 
(14) Fragen, Antworten, Fragen, a.a.O., S.279. 
(15) Siehe ferner Robert Havemann: Dokumente eines Lebens. 

Berlin 1991. · 
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Friedrich Ebert (1894-1979) 
Abgeordneter der Volkskammer der DDR 
von 1949 bis 1979 

.----··-·- ·· ·-· -··- - -------
Friedrich Ebert, geboren am 12. September 1894 
in Bremen; Besuch der Mittelschule, Lehre als Buch­
drucker; 1910 Mitglied der SAJ, 1913 der SPD und 

·der Gewerkschaft; 1919 bis 1933 Redakteur des 
„Vorwärts" und der „Brandenburger Zeitung";- 1927 
bis 1933 Abgeordneter des Stadtparlaments von 
Brandenburg/Havel und von 1928 bis 1933 des 
Deutschen Reichstages; 
1933 „Nein" im Reichstag zum Hitlerschen „Ermäch­
tigungsgesetz"; wegen antifaschistischer Gesinnung 
in den Konzentrationsdlagern Oranienburg, Pce.pen­
burg, Börgermoor und Lichtenburg inhaftiert; da­
nach Kontakte zum gewerkschaftlichen und kom­
munistischen Widerstand; 1943 bis 1945 wohnhaft 
in Berlin-Karöw, Spinolastraße 32; 
1945/46 Landesvorsitzender der SPD Brandenburg, 
ab 1946 einer der paritätischen ~andesvorsitzenden 
der SED und in führenden zentralen Positionen der 
SED; 1948 bis 1967 Oberbürgermeister von Berlin ; 

1948 ·Mitglied des Deutschen Volksrates, 1949 Abgeordneter der Provisorischen 
Volkskammer der DDR, ab 1950 der offiziell gewählten und bis 1963 ihr Vizepräsi ­
dent; 1951 bis 1958 Präsident der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freund­
schaft; 1957 bis 1964 Präsident des Städte- und Gemeindetages; ab 1960 Mitglied 
und ab1971 Stellvertretender Vorsitzender des Staatsrates der DDR; ab 1971 bis zu 
seinem Tode am 4. Dezember 1979 Vorsitzender der SED-Fraktion in der Volkskam­
mer; beigesetzt in der Gedenkstätte der Sozialisten in Berlin-Friedrichfelde. 

Die Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 gehörte wie die zuvor geschaffene Ein­
heit der Arbeiterbewegung durch den Zusammenschluß von KPD und SPD zum lang 
ersehnten L~bensziel von Friedrich Ebert. Der Ostteil der Stadt, dem er seit dem Ok­
tober 1948 als Oberbürgermeister vorstand, wurde zur Hauptstadt des zweiten deut­
schen Staates. Am 11 . Oktober. eröffnete er in den Abendstunden in der Straße Unter 
den Linden die Massenkundgebung der 800.000 (!) - Berliner und Werktätigen aus 
allen Teilen der jungen Republik - mit den 200.000 (!)Abgesandten der Freien Deut­
schen Jugend, die ein Bekenntnis zu diesem Arbeiter- und Bauern-Staat ablegten 
und die Wahl des einstigen Tischlers zum Präsidenten feierten. 1969, zum 20. Jah­
restag der Gründung der DDR würdigte Friedrich Ebert die Bildung der DDR als eine 
geschichtlich bestimmende Tat in der deutschen Geschichte: „ In der Deutschen De­
mokratischen Republik wurde mit der Politik der Aggression, der Revanche, mit der 
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Eroberu ng fremder Territorien und mit der Unterwerfung andererVölker ein für alle­
mal Schluß gemacht. Frieden, Demokratie und Sozialismus, das sind die unverrück­
baren Grundpfeiler unserer Politi)<, die sich seit 20 Jahren bewährt und uns hohe na­
tionale und internationale Autorität eingebracht hat. .. . Rassenhetze, Völkerhaß und 
Kriegspropaganda sind bei uns durch Verfassung und Gesetze verboten. Die auf 
Frieden, europäische Sicherheit und konstruktive Zusammenarbeit mit allen Völkern 
ger{chtete Außenpolitik unseres Staates ist bei uns Verfassungsrecht und - Wirklich­
keit. Die Deutsche Demokratische Republik ist der erste Staat in der Geschichte 
Deutschlands, der den Frieden zum obersten Prinzip seiner Politik gemacht hat." 

Friedrich Ebert gehörte seit Gründung der DDR der. Volkskammer an. Von 1950 bis 
, 1963 war einer der Vizepräsidenten, danach saß er als einfacher Abgeordneter der 
SED in der Volksvertretung. Er\.v<1r mit seiner Funktion als Oberbürgermeister der 
Hauptstadt Berlin voll ausgefüllt, wo er reiche kommunalpolitische Erfahrungen 
sam meln konnte und Ostberlin zu einem aufblühenden wirtschaftlichen, kulturellen 
und wissenschaftlichen Zentrum machte. Als er 1967 sein Amt nach 19 Jahren 
niederlegte, schickte ihn seine Partei, deren Politbüro er angehörte, als Vertreter der 
SED-Führung zu verschiedenen repräsentativen Veranstaltungen ins In- und 
Ausland. Für ihn stand fest: „Wer mit der Sowjetunion verbündet ist, gehöri zu den 
Siegern der Geschichte!" Als Vorsitzender der „Arbeitsgruppe zu Fragen der Sozial­
demokratie" charakterisierte er als ehemaliger Sozialdemokrat den „Sozialdemo­
kratismus als eine spezifische Variante der bürgerlichen Ideologie". 

Nach dem Tode des Staatspräsidenten der DDR, Wilhelm Pieck, beschloß die Volks­
kammer am 12. September 1960 einen Staatsrat der DDR als das neue, ständig 
arbeitende Organ der obersten Volksvertretung zu bilden. Zwischen den Tagungen 
der Volkskammer heilte diese neue Institution die grundsätzlichen Aufgaben, die sich 
aus den Gesetzen und Beschlüssen der Volkskammer ergaben, zu erfüllen. Dem 
Staa tsrat gehörten der Präsident der Volkskammer, der Vorsitzende des Ministerra­
tes (Ministerpräsident) , die Parteivorsitzenden der Parteien CDU, LDPD, NDPD und 
DBD als Stellvertreter sowie weitere 16 ausgewählte Mitg lieder und ein Sekretär an. 
Walter Ulbricht von der SED war der erste Vorsitzende des Staatsrates der DDR, 
Ebert als Oberbürgermeister der Hauptstadt Berlin einer der Mitglieder. 

Nach den Volkskammerwahlen im November 1971 wurde Friedrich Ebert zum 
Vorsi tzenden der SED"Fraktion und zu einem der Stellvertreter des Volkskammer­
prä sidenten gewählt, zugleich avancierte er zu einem der sechs stellvertretenden 
Vorsi tzenden des Staatsrates. Da der als Erster Sekretär der SED entmachtete 
Ulbricht „krankheitsgeschwächt" nicht in der Lage, den Vorsitz des Staatsrates aus­
zuüben, wurde Ebert zum „Amtierenden Stellvertreter" bestimmt, allerdings nicht 
gesetzmäßig durch die Volkskammer als dem gewählten Organ, sondern durch das 
Politbüro der SED. 
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Als Abgeordneter b"ei den 
örtlichen Ferienspielen in Pankow 
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Es wurde durch den Staatsrat versucht, einen neuen Arbeitsstil zur besseren Ver­
bindung mit der Bevölkerung einzuführen. Die überzogenen Befugnisse des Staats- . 
rates wurden zu Gunsten der Volkskammer· und der Regierung drastisch zurückge­
nommen; ,die Wahlperiode von vier auf fünf Jahre verlängert, um eirie Übereinstim­
mung mit der 5-Jahr-Planung in der Wirtschaft zu erreiCl;ien. Als Verantwortlichem 
wurde Ebert sowohl im Staatsr~t als auch im Parteiapparat des Zentralkomitees der 
SED die wichtige Abteilung Staats- und Rechtsfragen übertragen. Es wurde mit einer 
Umarbeitung der seit 1968 gültigen Verfassung der DDR begonnen, die von der 
Volkskammer am 27. September 197 4 verabschiedet werde sollte, diesmal jedoch 
ohne eine vorherige Volksaussprache. 

Im Ju li 1973 erfolgte durch die. Volkskammer die Verabsch iebung des Gesetzes über 
die ört lichen Volksvertretungen und ihre Organe. Eine vorangegangene halbjährige 
öffentliche Diskusion über den Gesetzentwurf stärkte die Urteilsbildung über „sozia­
listische Demokratie", bestimmt von den Erfahrungen der Bürger in ihrer Zusamen­
arbeit mit den gewählten Abgeordneten, den Bürgermeistern und den Mitarbeitern 
in den Ratshäusern. Die Festigung der sozialistischen Staatsmacht söllte nach 
Eberts Meinung dadurch erreicht werden, indem die zentrale staatl iche Leitung und 
Planu ng der Ge-sellschaft auf allen Gebieten zu qualifizieren sei ,.verbunden mit den 
schöpferischen Aktivitäten der Werktätigen. Er setzte dabei auf eine „sozialistische 
Demokratie", die al le Lebensbereiche der Bürger durchdringen sollte. FCir ihn war das 
eine Grundvoraussetzung für das Ziel, eine „sozielistische Menschengemeinschaft" 
in der DDR zu erreichen. Allerd ings machte er dabei von einer Bevormundung durch 
die Partei keine Abstriche. 

Nach d6r' Konferenz der Internationalen Parlamentarischen Union 1973 in Helsinki/ 
Finnland, auf der Friedrich Ebert die DDR-Delegation geleitete hatte, brach der bis 
dahin un Cl berbrückbar scheinende Damm der Isolation der DDR zusammen. Ein­
hundert Staaten unseres Erdbal ls nahmen die diplomatische Beziehungen zur DDR 
auf · 

Nach dem Tode des Staatsratsvorsitzenden der DDR, Walter Ulbricht, im Jahre 
1973 hoffte Fried rich Ebert vergeblich, das Erbe seines Vaters - des erstes Staats­
präsidenten der Weimarer Republik von 1920 bis 1925 - nun unter sozialistischem 
Vorzeichen nachvollziehen zu können und Staatsoberhaupt der DDR zu werden. 
Doch statt dessen wurde Willi Stoph (SED) neuer Staatsratsvorsitzender. 

Am 3. Oktober 1973 wurde Ebert wiederum in die Volkskammer gewählt. Er über­
nahm erneut den Vorsitz der SED-Fraktion. Am 4. Dezember 1979 verstarb er nach 
einem Herzinfarkt. 
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Seine ihm 1967 vom Ostberliner Magistrat übertragene Ehrenbürgerschaft der Stadt 
Berlin wurde ihm 1992 vom Westberliner Senat aus politischen Motiven wieder ab­
erkannt. 
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Dr. Hans Watzek (1932) 
Abgeordneter .der Volkskammer der DDR 
von 1963 bis 1990 

Hans Watzek wurde am 10. Oktober 1932 .im tschechi­
schen Niemes in Nordböhmen geboren. Seine Eltern 
hatten dort einen Bauernhof Als Junge besuchte er die 
Mittelschule, deren Besuch er allerdings 1·945 durch die 
auf den Bestimmungen der Alliierten Siegermächte be­
ruhende Aussiedlung der .Fami lie.abbrechen mußte. 
Seine Eltern kamen in die damals sowjetisch besetzte 
Zone nach Könnern im Saalekreis. Hier erhielten sie 
Dank der von den neuen antifaschistisch-demokrati­
schen Verwaltungsorganen durchgeführte Bodenreform 
Land. ·Sie konnten ·sich so eine e1gene Neubauernwirt­
schaft aufbauen, eine neue Existenz sichern. 

Nach Schulabschluß nahm Hans Watzek eine landwirt­
wirtschaftliche Lehre auf, um sich danach an der Fach-
schule für Landwirtschaft weiter zu bilden. 1952 hatte er 

das Diplom eines staatlich geprüften Landwirts in der Tasche. Noch als Student war 
er ·Mitglied tierDemokratischen Bauernpartei Deutschlands tDBD) gewortien. Die 
DBD war am 29. April 1948 gegründet worden. Sie verstand sich als Interessenver­
treterin der werktätigen Bauernschaft und der .mit ihr verbundenen .Berufsschichten. 
Sie fühlte sich der neuen antifaschistisch-demokraÜschen und späteren sozialisti·· 
sehen Umgestaltung auf dem Dorfe zugetan, vor allem lag ihr die Sicherung der de­
mokratischen Bodenreform und die Hilfe für die Neubauern am Herzen; danach 
hatte sie ihre Hauptstütze in den landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschafien 
und in ·den Volkseigenen 'Gütern. ·1n vielen Dörfern gab ·die Bauernpartei den Ton an. 
Sie stellte den Bürgermeister, Vorsitzende und Führungskräfte in den LPGen, Vorsit­
zende von Ortsausschüssen der Nationalen .Front, beeinflußten .das Kulturgesche­
hen, die Dorfakademie und den Konsum, trugen staatliche Verantwortung auf Kreis-, 
Bezirks- und Regierungsebene. Die DBD bekannte sich zu einem Bündnis mit der 
Arbeiterklasse, bejahte die führende Rolle der SED in der Gesellschaft und hatte sich 
dem Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien - der SED, CDU, LDPD, 
NDPD und DBD angehörten -angeschlossen. 

Hans Watzek begann 1952 ein weiteres Studium, dass er an der Deutschen Akade­
mie für Staat und Recht in Potsdam wahrnahm. Mit dem Abschluß bekam er den wis­
senschaftlichen Titel „Diplom-Wirtschaftler" verliehen. Die begonnene praktisch-wis­
senschaftliche Arbeit ·setzte er fort und war ab 1955 zunächst Assistent an der Ma­
schinen-Traktoren-Station (MTS) in lvenack und danach wissenschaftlicher Mitarbei­
ter an der .Hochschule für Landwirtschaft in Bernburg. Die MTS waren .staatliche Be­
triebe, die den Bauernwirtschaften und landwirtschaftlichen Genossenschaften land-
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wirtschaftliche Maschinen und Geräte zur Verfügung stellten. Dieses Zusammenwir­
ken untersuchte Watzek und promovierte 1962 mit einer Dissertation zur leihweisen 
Übergabe der MTS-Technik an ·die landwirtschaftlichen Produktionsgnossenschaften 
zum Dr.rer.pol.. Seine Niederschrift enthielt neue konstruktive Überlegungen, die hel­
fen sollten die vollgenossenschaftliche Entwicklung in den Dörfern der Republik zu 
stärken. 

Gleich anderen Agrarwissenschaftlern übernahm er 1962 die Leitung einer landwirt­
schaftl ichen Produktionsgenossenschaft mit einem bis dahin niedrigen Produktions­
niveau. Er wurde Vorsitzender der LPG „ 12. Juli" in Brietzig im Kreis Pasewalk. Mit 
diesem Kollektiv der Genossenschaftsbäuerinnen und -bauern gelang es ihm in kur­
zer Zeit wichtige Prinzipien eioes wirtschaftlich stabilen sozialistischen Musterbetrie­
bes zu entwickeln und anzuwenden. Mit diesem Ergebnis wurde er 1963 in den Par­
teivorstand der DBD gewählt. Seine Partei nominierte ihn als Kandidaten für die Ein­
heitsliste der Nationalen Front zu den Volkskammerwahlen am 20. Oktober 1963. 

Die Volkskammer war die oberste Volksvertretung der DDR. Sie wurde in der Regel 
auf vier, später auf fünf Jahre gewählt. Alle fünf Parteien und weitere Massenorgani­
sationen hatten zuvor auf einer Einheitsliste ihre Kandidaten benannt. Die Wahlen 
zur Volkskammer, wie auch die zu den Kommunen, Kreis- und Bezirkstagen, waren 
verbunden mit Aussprachen der Kandidaten mit Ihren Wählern in den Wohnberei­
chen und in den Betrieben zur politischen und sozialen Lage. Auch zwischen den 
Wahlen hatten die gewählten Abgeordneten jährlich bis zu fünfzig Wahlkreistermine. 
Solcherart von Verbindungen zu seinen Wählern wurden auch von Dr. Hans Watzek 
genu tzt, sie waren wichtig für die Bürgernähe des Abgeordneten . In der Volkskam­
mer saßen ab 1963 konstant 500 Abgeordnete, die wie folgt den einzelnen Fraktio­
nen zugehörig waren: 127 der SED, je 52 der CDU, LDPD, NDPD und DBD, 68 dem 
FDGB, 40 der FDJ , 35 dem DFD und 22 dem Kulturbund. Die Volkskammer tagte ab 
1976 im „Palast der Republik" am Marx-Engels-Platz in Berlin; zuvor war man in der 
Kohgreßh~lle am Alexanderplatz zusammengekommen. 

Dr. Hans Watzek wurde im Oktober 1963 erstmals in die Volkskammer der DDR ge­
wählt. Er gehörte zu den 102 Abgeordneten, die in den verschiedensten Fraktionen 
aus landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften kamen, darunter auch 35 
Bäuerinnen. In den 15 Ausschüssen wurden die vom Ministerrat oder dem Staatsrat 
vorgegebenen Gesetzentwürfe beraten. Arbeitsgruppen kontrollierten die Wirksam­
keit der Beschlüsse der Volkskammer in der Praxis. Dr. Hans Watzek war ab 1971 
stellvertretender Vorsitzender des Verfassungs- und Rechtsausschusses, wie auch 
Vorsitzender der Parlamentarischen Freundschaftsgruppe DDR - Belgien. 

Auch im Volkskammerausschuß erwartete ihn ein immenser parlamentarischer 
Druck, neben seiner eigentlichen 'Arbeit. Nach dem Untergang der DDF~ wurde immer 
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wieder das Argument zu Felde geführt, die Volkskammer sei eine bloße „Abstim­
mungsmaschine" gewesen. In einer jüngst erschienenen Untersuchung wurden dem 
widersprechende Details vorgelegt. So ist darin davon die Rede, dass allein in der 6. 
\/Vai1lperiode von 1971 bis 1976 nicht nur die 18 Plenarsitzungen der Volkskammer 
stattfanden, die in dieser Zeit 61 Gesetze verabschiedete, sondern auch noch 32 
zuvor tagende Sessionen des Verfassungs- und Rechtsausschusses. Hinzu kamen 
für diesen Ausschuß weitere 52 Beratungen in den Arbeitsgruppen und 38 AG-Ein­
sätze. Sicher konnte \/Vatzek nicht an allen Beratungen teilnehmen. Die Fülle zeigt 
aber die enormen Belastungen der Abgeordneten. Bis zur Annahme des LPG-Ge­
setzes im Jahre 1982 durch die Volkskammer, hatten sich 850.000 Bürger, vorwie­
gend in den ländlichen Gegenden, an den Diskusionen über den Gesetzentwurf be­
te il igt. Es fehlte dabei nicht an kritischen Hinweisen, von denen 170 in dem zu ver­
abschiedenden Gesetz aufgenommen wurden. Während der >Abgeordnetentätigkeit 
von Dr. Hans Watzek wurden so bedeutsame Gesetze von der Volkskammer resol­
viert, wie 1965 das Familiengesetzbuch, 1968 die Verfassung der DDR - zuvor be­
reits in einer Volksabstimmung von· einer übergroßen Mehrheit der Bevölkerung bej­
aht-, 1974 das Jugendgesetz - zuvor mit 5,4 Millionen Bürgern, zumeist Jugend­
lichen, beraten, 1975 das Zivilgesetzbuch oder 1985 das Gesetz Clber die örtlichen 
Volksvertretungen. 

Im Bezirk Neubrandenburg war Dr. Hans Watzek als LPG-Vorsitzender bereits 1963 
auch Mitglied des Bezirkslandwirtschaftsrates geworden. Dies~ Räte waren neu ge­
bi ldet worden und sollten für alle Fragen der Landwirtschaft, einschließlich ihrer Be­
ziehungen zu den anderen Wirtschaftszweigen ihres territorialen Bereichs, zuständig 
sein. Ihre Mitglieder waren Genossenschaftsbäuerinnen und -bauern, Landarbeiter, 
Agrarwissenschaftler, Staats- und Parteifunktionäre, die auf Bauernkonferenzen be­
rufen worden waren. 1965, als seine LPG "12.Jul i" sich weitestgehend gefestigt hat­
te, wechselte er seine Arbeitsstätte . Er ging auf Grund seiner reichen praktischen 
Erfahrungen als Direktor an das Institut für Landwirtschaft beim Rat des Bezirkes. E'.r 
wurde ein vielbeschäftigter Funktionsträger im damaligen Bezirk Neubrandenburg, 
so als Vorsitzender der URANIA, als Vorsitzender des Bezirksausschusses der Na­
tionalen Front sowie als Mitglied des Na_tionalrates der Nationalen Front. 

Im Sommer und Frühherbst 1989 spitzte sich die gesellschaftliche Krise in der DDR 
dramatisch zu; tiefgreifende politische Deformierung des ciesellschaftlichen Systems, 
Mißachtung von politischen und persönlichen Menschenrechten, die Fälschung der 
Ergebnisse der Kommunalwahlen vom iv'iai 1989, die iviassenfiucht von DDR-Bürgem 
sowie eine negative Wirtschafts- und Versorgungslage prägten zunehmend die Lage 
und öffentliche Meinung im lande. Der eingetretene Vertrauensverlust durch eine 
verfehlte Politik der Schönfärberei und des Unfehlbarkeitsanspruches der politischen 
SEDcFührung forderten eine gesellschaftliche Lösung heraus. Im November 1989 
trat Dr. Hans Watzek als Minister fllr Land-, Forst- und Nahrungsgliterwirtschaft in die 
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Festveranstaltung zu 40 Jahre Bauernpartei 

Bauernproteste 
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neugebildete DDR-Regierung unter dem Ministerpräsidenten Hans Modrow ein . Es 
war die Suche nach einem Ausweg ,aus der Krise. Er arbeitete in dieser Regierung· 
an einer umfassenden Gesetzgebung zur Agrarreform sowie zum Beistandsschutz 
der DDR-Landwirtschaft im Zuge des anstei1enden Vereinigungsprozesses und bei 
der Garantieerklärung der Regierung der UdSSR für die Enteignungen bei der Bo­
denreform in der sowjetischen Besatzungszone nach 1945 mit Er wies sich in der 
Modrow-Regierung als Verteidiger der Bodenreform aus. Für ihn war diese demokra­
tische Umwälzung auf dem Dorfe aus historischer Sicht ein Nachholen von Forde­
rungen und Ergebnissen bürgerlicher Revolutionen, aus politischer und ökonomi­
scher Betrachtung ging es um die Entmachtung einer politischen Kaste, die Reprä~ 
sentanten und Vollstrecker einer konservativen , militaristisch-reaktionären Politik in 
Deutschland gewesen waren. Im Ergebnis der Bodenaufteilung waren 210.280 Neu­
bauernbetriebe mit bis zw 1 O H~ktar Land entstanden. \fielen aus den ehemaligen 
deutschen Ostgebieten ausgesiedelten Familien war eine neue Existenzgrundlage 
gegeben worden. 82.480 landwirtschaftliche Kleinbetriebe hatten Landzuteilungen 
erhalten; fast 200.000 Arbeiter, Angestellte , Handwerker und Gewerbetreibende auf 
dem Dorf bekamen Bodenparzellen. In der späteren Anlage III zum Staatsvertrag 
über die Herstellung der Einheit Deutschlands konnte festgeschrieben werden, „dass 
die Enteignungen auf besatzungsrechtlicher und besatzungshoheitsrechtlicher 
Grundlage (1945-1949) nicht mehr rückgängig zu machen sind". 

Dr. Hans Watzek wurde auf dem außerordentlichen Parteitag der DBD im Januar 
1990 erneut in den Parteivorstand, w ie auch als Mitglied in das Präsidium seiner 
Partei gewählt. Im März standen Neuwahlen zur Volkskammer an, von der Modrow­
Regierung angesetzt. Watzek wurde im Wahlkreis 13/Bezirk Rostock wiederum in die 
Volkskammer geschickt. Er war einer von den neun gewählten Abgeordneten der 
Bauernpartei in der letzten Volksvertretung der DDR. Sein Amt als Minister mußte er 
mit der Bildung der Regierung unter dem Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere 
(C DU) abgeben, wurde aber Vorsitzender des Ausschusses für Land- und Forst­
wirtschaft der Volkskammer. Aus der Absicht der nunmehrigen Regierung , „d ie Ein­
heit muß so schne ll wie möglich kommen, aber ihre Rahmenbedingungen müssen so 
gut, so vernünftig und so zukunttsfähig wie nötig sein" (de rv1aiziere in seiner Regie­
rungserklärung ) wurde allerdings wen ig. Neben einem großen Stab bundesdeutscher 
Berater und Gutachter kontrollierte. ab dem 1.Juli 1990 die eingeführte D-Mark be­
reits die „Noch-DDR". 

Dr. Hans Watzek war mit der Rolle „liberal-konservativer" Kräfte in seiner Partei im 
Vereinigungsprozeß unzufrieden , die sich der westdeutschen CDU regelrecht an­
biederten. Er wechselte deshalb im Juli 1990 zunächs t die Fraktion. Von den neun 
DBD-Abgeordneten der Volkskammerfraktion traten drei zur SPD-Fraktion, einer zur 
FDP und vier zur CDU über, einer wirkte als Parteiloser weiter. Watzek schloß sich 



- 32 -

der SPD-Fraktion an, bis er im September 1990 auch aus der DBD austrat Die Bau­
ernpartei hatte inzwischen ohne Parteitagsbeschluß wider Recht und Gesetz den 
Beitritt zur CDU herbeigeführt, ohne eine kritische Prüfung und Bewertung vorzu­
nehmen, ob die CDU überhaupt Willens sei, die interessen der bäuerlichen Bevölke­
rung und die Organisationsformen ihrer genossenschaftlichen Produktion sowie die 
Ergebnisse der demokrati,schen Bodenreform zu garantieren. Da das nicht gesche­
hen war, traten nur zwischen 6.000 bis 7.000 der insgesamt 125.000 Parteimitglieder 
der CDU bei , wobei ein nicht geringer Teil in der Folgezei t diese Partei wieder ver­
ließ. Seitdem ist Dr. Hans Watzek parteilos. Mit dem völligen Ende der DDR am 3. 
Oktober 1990 ging er in den Ruhestand. Seit Anfang der 90er Jahre wohnt er mit 
seiner Familie in der Karower Bahnhofstraße. 

Der überstürzte Anschluß der DDR an die BRD, begleitet von Wahlversprechungen 
und „blühenden Landschaften" hatte verheerende Folgen. Aus „Brüdern und Schwe­
stern" wurden ,,Wessis und Ossis". Es folgte die Demütigung von Millionen Ostdeut­
schen, eine politische Ausgrenzung Hundertausender unter Verletzung des Grund­
gesetzes der BRD (!), eine Zerstörung der Wirtschaftsstruktur mit Massenarbeits­
losigkeit, sozialen Spannungen und rechtsradikalen Tendenzen. Dr. Watzek befaßt 
sich auch weiterhin mit der gegenwärtigen Agrarpolitik und zeigte erst in jüngsten 
Veröffent lichungen Bilanzen und Alternativen einer sozialen und ökonomischen 
Landwirtschaft im Bereich der Europä ischen Union auf. Des weiteren arbeitet er im 
„Berliner Alternativen Geschichtsforum" mit. 
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am 23. August 1990 über den Beitritt zur BRD 
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Dr. Sabine Bergmann-Pohl (1946) , 
Abgeordnete der Volkskammer der DDR 1990 
und des Deutschen Bundestages der BRD 
von ·1990 "bis 2002 · 

Sabine Bergmann-Pohl wurde am 20. April 1946 in Ei­
senach, der Stadt am Fuße der historischen Wartburg, 
geboren. Ihr Vater war Arzt. Schon 1948 zog die F ami­
lie vorübergehend in das idyllische, in .einer langge­
streckten Mulde des Thüringer Waldes gelegene Städ t­
chen Ruhla. Neun Jahre später ging es wieder zurück 
nach Berlin, Wo Vater und Mutter schon zuvor gewohnt 
hatten. Ihr Vater hatte im Krankenhaus in Berlin-Fried­
richshain eine Stelle als Oberarzt in der Unfallchirugie 
angenommen. In Berlin, der Hauptstadt der DDR, wur­
wurde die Familie zunächst in Hohenschönhausen an­
sässig, später in Karlshorst. Sabine wuchs als Kind und 
Teenager in einer familiären Umgebung auf, in der, 
wenn es um die Politik ging, „mit zwei Zungen" gespro­
chen wurde. Der Westberliner Radiosender RIAS, jener 

-~ in der DDR verschmähte Exponent des „Kallen Krie-
., ges", wurde zu ihrem Lieblingssender, wie sie später in 

ihren Erinnerungen niederschreiben ließ. In Lichtenberg 
besuchte sie die Kant-Oberschule. Nach Abschluß ihres Abiturs wollte sie 1964 Me­
dizin studieren. Jedoch wurde ihr das durch die in der DDR vorherrschende Quoten­
regelung - Zulassung von 60 Prozent Arbeiter- und Bauernkinder und 40 Prozent 
„Intelligenzkinder" - nicht erlaubt. Jedoch konnte sie dank der beruflichen Beziehun­
gen ihres Vaters ein dreijähriges Praktikum am Institut für Gerichtsmedizin der Hum­
boldt-Universität absolvieren. Danach wurde sie doch noch als Studentin an der Me­
dizinischen Fakultät immatrikuliert. 

Dem Hochschulstudium folgte am Klinikum in Berlin-Buch.eine fünfjährigen Fach­
arztausbildung für Innere Medizin. Während dieser Zeit wohnte sie zunächst im 
Stadtbezirk Prenzlauer Berg. In Karow konnte sie in der Boenkestraße (1 } ein 
Grundstück erwerben. Die Boenkestraße verläuft parallel zur Eisenbahnstrecke, 
einseitig bebaut mit Blick auf den Bahndamm. 1969 begann sie mit ihrem späteren 
Ehemann Ulrich Pohl auf dem Grundstück Nummer 67, nahe der Leopschützer 
Straße, ein Häuschen zu bauen, in dem sie mit ihrer jungen Familie von 1971 bis 
1976 wohnte. Sie hatte in der Zwischenzeit geheiratet und 197 4 und 1979 zwei 
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Kindern, Franziska und Fabian, das Leben geschenkt. 1976 nahm sie die Gelegen­
heit beim Schopfe, mit ih(er Mutter ein großes Grundstück mit einer darauf stehen­
den stattiichen Villa und einem 2.500 qm umfassenden Garten in der Karower Flora­
straße 18 (2), selbst. für die damaligen DDR-Verhältnisse äußerst preisgünstig, zu 
kaufen. Das zuvor besitzende ältere Ehepaar verließ die DDR und war nach West­
berlin verzogen. 

Sabine Pohl arbeitete zunächst als Fachärztin am Forschungsinstitut für Lungen­
krankheiten. Ihre Ehe ging 1979 auseinander. 1980 promovierte sie zum Dr.med. 
und sie hatte bald darauf rapide Aufstiegchancen in dem von ihr nicht gerade geiieb­
ten Arbeiter- und Bauern-Staat. Ihre bekanntgewordenen „Westkoritakte" waren da­
bei kein Hindernis . Noch 1980 wurde sie Ärztliche Leiterin der Poliklinischen Abtei­
lung für Lungenkrankheiten und Tuberkulose in Berlin"Friedrichshain. 1981 trat sie 
der Christlich Demokratischen Union bei, um so einer Werbung durch die SED zu 
entgehen. Sie ließ sich alsbald in den CDU-Bezirksvorstand der DDR-Hauptstadt 
wählen. 

Als Einwohnerin im Berliner Ortsteil Karow war Frau Dr. Pohl in der dortigen CDU­
Ortsgruppe als Mitglied organisatorisch erfaßt. Über ihre Aktivitäten hat sie sich spä­
ter wie folgt geäußert: „Die Arbeit in der CDU-Ortsgruppe in Karow hat mir immer 
viel Freude gemacht. Wir hatten etwa dreißig Mitglieder, von denen ungefähr die 
Hälfte aktiv war. Alle waren sehr christlich eingestellt, und wir halfen vor allem unse­
rem Pfarrer bei der Betreuung von Behinderten. Die Kirche war für viele behinderte 
Jugendliche und Erwachsene oft die einzige Möglichkeit, Hilfe zu finden. Ich konnte 
aufgrund meiner Kenntnisse im Gesundheitswesen hier wirklich .helfen. Die Ausspra­
chen in unserer Ortsgruppe waren sehr offen. Kaum einer nahm ein Blatt vor den 
Mund, und wer heute behauptet, die CDU-Mitglieder in der DDR seien doch nur 
'B lockflöten· gewesen, kennt die Arbeit an der Basis nicht." Die Karower Mitbürger 
haben in Erinnerung, dass Mitglieder der CDU bewußt und aktiv im Ortsausschuß 
der Nationalen Front mitwirkten. Sie setzten sich in diesem Ausschuß ehrenamtlich, 
wie auch die Vertreter der anderen Parteien und Organisationen, mit für bess.ere 
Wohn-, Verkehrs- und Einkaufsbedingungen im Ortsteil Karow ein. Ab Anfang der 
siebziger Jahre konnten nach der Bahnhofstraße darik der freiwilligen Mithilfe der An­
wohner ebenfalls zahlreiche Nebenstraßen asphaltiert, Gehwege mit Platten ausge­
legt werden. Später wurden Straßenbäume gepflanzt. Gle(chermaßen entstand in 
fre iwilliger Mitarbeit das Kulturhaus „Ottomar Geschke" . 1977 konnte die Konsum­
Kaufhalle in der Bahnhofstraße eingeweiht werden. CDU-Mitglieder betätigten sich in 
den Elternvertretungen der Oberschule bei der „sozialistischen Erziehung" der Kinder 
und Jugendlichen, leiteten Arbeitsgemeinschaften an der Schule. Ob in der Volksso­
lidarität bei der Betreuung älterer Mitbürger oder im Aktiv für Ordnung und Sicherheit, 
sie taten es aus freien Stücken heraus. Das· sollte nicht vergessen werden und 
braucht heute auch keine Rechtfertigung mit einem Seitenhieb auf die „hohen" Funk­
tionäre der CDU, wie sie wenig danach niederschreiben ließ: „Natürlich waren Leute 
wie der Parteivorsitzende Gerald Götting, sein Stellvertreter Wolfgang Heyl und an-
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dere CDU-Spitzenfunktionäre von der SED eingesetzt und taten, was diese wollten. 
Aber das war auch der Grund, warum nur wenige in der Partei bereit waren, Ämter 
an der Spitze zu übernehmen. Je höher man stieg, desto vorsichtiger mußte man mit 
seinen Äußerungen sein. Ich habe es dann doch gewagt" Wie mutig! Sie wurde eh­
renamtliche Vorsitzende des Aktivs für Gesundheits- und Sozialwesen beim CDU ­
Bezirksvorstand und sie war - nach verstandener Anpassung an die vorherrschen­
den Machtstrukturen - 1985 Ärztliche Direktorin der Bezirksstelle für Lungenkrank­
heiten und Tuberkulose in Berlin (Ost) geworden, mit einem Monatsgehalt von 2 500 
Mark. Sie muß wohl in der DDR sehr „gelitten" haben, wie später über sie geschrie­
ben stand. Mancher DDR-Bürg~r wäre froh gewesen mindes tens 1 ooo,- Mark ver­
dient zu haben. Im Januar 1990 heiratete sie ein zweites Mal, diesmal den Maschi­
nenbau-Ingen ieur Jürgen Bergmann. 

Mit dem Niedergang der DDR wechselte Dr. Sabine Bergmann-Pohl vollends in die 
Politik. Sie stieg auf wie „Phönixia aus dem Nichts". Sie war in Karow außerhalb der 
CDU-Kreise doch weitestgehend unbekannt geblieben, wenn sie auch angibt, die 
CDU-Ortsgruppe sei kurz vor der „Wende" bei ihrem Bezirksvorstand zu einer ,,i<on­
terrevolutionären Zelle" in ihrer Ostberliner Partei abgestempelt worden. 

Am 18. März 1990 fanden bekanntlich die Neuwahlen zur Volkskammer der DDR 
statt. Sie waren von der „Modrow''-Regierung ausgeschrieben worden. Dr. Sabine 
Bergmann-Pohl kandidierte in Berlin , dem damaligen Wahlkreis 01, für die CDU. Sie 
stand hinter Lothar de Maiziere auf Platz -2 der Landes liste. Über ihren Wahlkampf 
sagte sie später aus: „Wir hatten mit intensiver Unterstützung durch die Westberliner 
Parteifreunde einen sehr engagierten Wahlkampf gemacht, halten auch zahlreiche 
Straßenaktionen organisiert, waren in meinem Kreisverband Weißensee und an mei­
nem Wohnort in Karow regelmäßig unterwegs; donnerstags und sonnabends stan­
den wir vor allem vor der Karower Kaufhalle, dicht neben uns der Stand der SPD, 
von der die meisten glaubten, sie werde am Ende den Wahlsieg davontragen. Die 
Bevölkerung war hoch motiviert und überaus diskutierfreudig - dieser Wahlkampf hat 
richtig Spaß gemacht." 

Das Wahlergebnis war für die CDU überwältigend. Für die Gesamt-DDR war ein 
Wahlerfolg der SPD vorausgesagt worden. Statt dessen wurde die CDU unerwarteter 
Wahlsieger und erhielt 40,6 Prozent der abgegebenen Stimmen. In Berlin, .der DDR­
Hauptstadt, fiel das Ergebnis für die Christdemokraten allerdings bescheidener aus. 
Hier gab es für die CDU nur 18,36 Prozent der abgegebenen Stimmen, die SPD er­
hielt 34,95 %, die PDS 22,05 %. In Karow hatten sich entgegen dem Berliner Trend 
30,94 % der Wahlberechtigten für Dr. Sabine Bergmann-Pohl entschieden, das wa­
ren immerhin 1.185 der abgegebenen Stimmen. Die SPD bekam 37,3 %, auf die 
PDS entfielen 13,45 %, auf Bündnis 90 7,0 % und auf die liberalen 3,4 %. Ähn lich 
fiel das Ergebnis im Wohnbereich von Frau Dr. Bergmann-Pohl aus. In dem Wahl~ 
lokal 84, in dem ich damals dem Wahlvorstand angehörte, waren 916 Bürger wahlbe-
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rechtigt. Davon betei ligten sich 867 an der Stimmabgabe, nur zwei Stim men waren 
als ungültig erklärt worden. Auf die einzelnen Parteien und Verbände, die sich zur 
Wah l gestellt hatten, entfielen auf SPD 36,61 Prozent, CDU 30,05 Prozent, PDS 
13,64 Prozent, Bündnis 90/Neues Forum/Demokratie jetzt 6,70 Prozent, Bund Freier 
Demo-kraten 3,58 Prozent, DSU 3,35 Prozent und Demokratischer Aufbruch 1,62 
Prozent. Die heute so viel gepriesenen „Bürgerrechtler" waren und blieben eine ver­
schwindend unbekannte Minderheit. 

Den eindrucksvollen Wahlsieg ihrer Partei sah Frau Dr. Sabine Bergmann-Pohl darin, 
„dass die CDU dem deutschen Volk die schnelle Wiedervereinigung versprochen" 
hatte. Sie war als Abgeocdnete.rin die höchste Volksvertretung der DDR gewählt wor­
den. Ihr politisci1er Wert sollte sicl1 rasch erhöhen, zumindest zeitweilig. Sie wurde im 
April 1990, auch für sie selbst völlig überraschend, zur Präsidentin der Volkskammer 
gewäh lt und war in dieser Eigenschaft de jure zugleich Staatsoberhaupt der DDR. 
Turbulente Sitzungen der Volkskammer mußten allerdings von ihrem Vizepräsiden­
ten Reinhard Höppner von der SPD durchgestanden werden. Sie, die sich unter „den 
schlechten Rahmenbedingungen und der sozialistischen Kommandowirtschaft kaum" 
ha tte entfalten können, wie in ih ren Erinnerungen zu lesen steht, erwies sich bald 
als treue Erfüllungsgehilfin der Kohl'schen Einigungspolitik Der hatte am 23 . Juni im 
Bonner Bundeskanzleramt extra ein Kanzlerfest für die neuen „DDR-Repräsentan­
ten" arrangieren lassen , um sie „einheitsfreundlich" einzustimmen. Beseelt von des 
Kanzlers trügerischen Illusionen von den zu erwartenden „blC1henden Landschaften" 
hatte die Volkskammerpräsidentin maßgebl ichen Anteil am Anschluß der DDR an die 
Bundesrepublik Deutschland. Dazu wurden ihr westdeutsche Berater zu r Seite ge­
stellt , womit von Anbeginn unter dem Einfluß bundesdeutscher Interessen scheinba­
re „DDR-Politik"· betrieben wurde. Frau Dr. Rita Süssmuth, Präsidentin des westdeut­
schen Bundestages, weihte sie in die Geflogenheiten des bundesdeutschen Macht­
apparates ein. Zunächst genoß sie als amtierendes Staatsoberhaupt der DDR die 
zah lreichen Auslandsreisen, lernte in Nicaragua, Schweden, Israel, Italien, der 
Schweiz, Großbritannien und der Sowjetunion die bedeutendsten Staatsmänner und 
-frnuen jener Jahre kennen und bekam sogar eine persönliche Audienz beim Papst 
in Rom. Für ihre Staatsvisiten, so sagte man ihr nach, kleidete sie sich am Ku'damm 
in Westberlin ein . Das brachte ihr den Zorn und die Mißgunst von DDR-Bürgern ein, 
die nicht vergessen hatten, dass ihre abgelösten „Oberen" in seperaten Läden „West­
produkte" einkaufen konnten. Da sie sich dem Personenschutz untef\'v'erfen mußte, 
hatte man vor ihrem Haus in der Florastraße „ein Wach- und Toilettenhäuschen" auf­
gestel lt, ein Polizist patroullierte durch den Garten. Sie habe sich „regel recht einge­
sperrt gefühlt". Im September 1990 gehörte sie sch ließlich zu jenen Abgeordneten , 
die noch vor dem Zusammenschluß der beiden deutschen Staaten von einer Mehr­
heit der Volkskammer als künftige Abgeordnete in den westdeutschen Bundestag 
delegiert wurden. 
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Der (Gesamt-)Berliner Landesparteitag der CDU, der am 8. September 1990 statt­
fand, setzte Frau Dr. Bergmann-Pohl auf Platz 1 der Landesliste für die schon ins 
Auge gefaßte gesamtdeutsche Bundestagswahl am 2. Dezember. Gehofft wurde, mit 
ihrem Namen vor allem im Ostteil der Stadt Stimmen gewinnen zu können. Für ihren 
Einsatz im Vereinigungsprozeß wurde sie am 2. Oktober 1990 in das Präsidium der 
CDU übernommen. Sie bekam al lerdings von den zu r Wahl kandidierende.n Präsidi­
umsmitgliedern das schlechteste Abstimmungsergebn is. Dieses Resultat enttäuschte 
sie sehr. „Ich hatte den Eindruck, dass meine Arbeit als Präsidentin der Volkskammer 
und als amtierendes Steatsoberhaupt von niemanden in der CD U wirklich gewürdigt 
und anerkann t wurde." In der Tat! Sie hatte sicl1 mehr Anerkennung in dieser christ­
lichen bundesdeutschen Runde versprochen. Der wiedergewählte Bundeskanzler 
Helmuth Kohl dachte an die bevorstehenden Bundestagswa,hlen und holte .sie des-. 
halb flugs einen Tag später als Bundesministerin ohne Geschäftsbereich in sein Ka­
binet t. Das war ein Zugeständnis an die ostdeutsche Politikerin . Sie sollte sich vom 
Bonner Palais Schaumburg aus, wo sie nun residierte, um die Belange der „abzu­
wickelnden" Ostdeutschen kümmern. Ein Fe igenblatt fü r die Plattmache der DDR, 
das alsbald verwelken sollte. 

Bei den ersten gesamtdeutschen Bundestagswahlen am 2. Dezember 1990 wurde 
die frisch gekürte Ministerin erneut in den Bundestag gewählt. Ihren Wahlbezirk Pan­
kow - Hohenschönhausen - Weißensee holte sich al lerd ings Konrad Eimer von der 
SPD mit 36,4 Prozent der abgegebenen Erststimmen. Er kam als Direktkandidat in 
den Bundestag. Die CD U hatte hier nur 23,5 Prozent der Stimmen erhalten. Dr. Sa­
bine Bergmann-Pohl gelangte nur noch über die Landes liste in das hohe bundes­
deutsche Abgeordnetenhaus. Noch vor ihr hatte die PDS 26,3 % der Stimmen er­
reicht, die FDP 9,3 %. Sie war enttäuscht, dass nach diesen Dezemberwahlen kein 
Ostdeutscher für die \J\/ahl des Bundestagspräsidiums berücksichtigt worden war. 
Das neue Kabinett der Koh l-Regierung sah auch für sie keinen Ministerposten mehr 
vor. Der Mohr hatte woh l seine Schuldigkeit getan. Ihr wurde das Amt einer Parla­
mentarischen Staatssekretärin im Bundesministerium fü r'Gesundheit übertragen, das 
anfänglich in der Bonner Dienstherrenstraße 87 , später dann Am Probsthof 78 a 
seinen Sitz hatte. Die Funktion des Parlamentarischen Staatssekretärs war zu einem 
Versorgungsposten für „verdiente Parteimitglieder" verkommen (3). Dr. Bergmann­
Pohl saß nun die Woche über iri Bonn fest. Sie war selten in Karow anzutreffen. Ihr 
Ehemann versorgte Haushalt und Kinder. An den Wochenenden konnten Einwohner 
beide schon mal durch den Ort joggen sehen. 

Ihr Bundestagsmandat behielt sie auch nach den Wahlen 1994 und 1998 über die 
Landesliste der CDU. Allerdings gingen in ihrem Wahlbezirk die Stimmen für die 
CDU systematisch zurück. 1994 gewann Manfred Muller für die PDS das Direktman­
dat mit 36,8 Prozent, gefolgt von der SPD mit 32,0 %, der CDU mit 19,7 %, BClndnis 
90/Die GrClnen mit 6,4 Prozent und der FDP mit 1,6 %. Und bei der Bundestagswahl 
1998 sah es fü r die CDU nicht viel besser aus. Erneut ging das Direktmandat an den 
PDSler Manfred MCil ler mit 35,8 Prozent, gefolgt von SPD mit 34,0 %, der CDU 16,0 
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%, Blindnis 90/Die Grünen 4, 7 % und der FDP 1,6 %. Mit der Übernahme der Regie­
rungsgeschäfte durch SPD und BClndnis90/Die Grünen verlor sie im Oktober 1998 ihr 
Amt als Parlamentarische Staatssekretärin. Sie hatte schon 1991 vorausschauend 
resClm iert, sie werde „eines Tages die erste Parlamentarische Staatssekretärin sein, 
die im Privatberuf arbeitslos ist". Im September 2002 trat sie zur Bundestagswahl 
nicht mehr an. In ihren frCiheren Beruf kehrte sie nicht wieder zurCick. 2003 bekam sie 
den Chefposten beim Berliner Roten Kreuz angetragen. Jüngst sagte sie in einem 

eitungsinterview, dass sie mit Genugtuung verfolge, dass heute die Zusammen­
arbeit von Ä rzten verschiedener Fachrichtungen unter einem Dach - ähnl ich den 
Polikliniken in der DDR - propagiert werde. „Als ich solche Zentren vor zehn Jahren 
vorschlug, sah man mich an, als ob ich den Kommunismus einführen wollte-" (Ber­
liner Morgenpost, 9. März 200~,) 

Dr. Sabine Bergann-Pohl gehört fern er dem Marburger Bu nd , dem Hartmann-Bund, 
der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie und dem Stiftungsrat der Körber-Stif­
lung an. Sie ist Schirmherrin des Allgemeinen Beh indertenverbandes in Deutschland 
e V 

Anmerkungen: 

(1) Die Boenkestraße wurde 1951 nach einer Kabelarbeiterin (Gerda Boenke) um­
benannt, die sich unter Arbe itskollegen gegen das Nazi-Regime und gegen den 
von .ihm geführten verbrecherischen Krieg ausgesprochen hatte, daraufhin der 
Gestapo denunziert und 1944 zum Tode verurtei lt worden war. Zuvor hieß die 
Straße Viktoria-Luise-Straße, benannt nach der Frau des Gemeindevorstehers, 
Kirchenältesten und Gutsbesitzers G.K. Kerkow, der vor 1920 eine Reihe von 
Straßen in Karow mit den Namen seines Familienclans betiteln ließ. 

(2) G. K. Kerkow ließ die Florastraße ebenfalls vor 1920 nach seiner Tochter Luise 
Flora Kerkow benennen, die allerdings in der Dorfstraße 21 (Alt-Karow) ihren Be-
sitz hatte. · 

(3) Der Bund der Steuerzahler sprach sich 2002 für die Abschaffung des Amtes der 
Parlamentarischen Staatssekretäre aus. Jede/r von ihnen erhalte ein monatliches 
Gehalt von 9.615,- Euro, ein jährliches W eihnachtsgeld von 8.298,- Euro sowie 
einmal eine Aufwandsentschädigung von 2. 760, - Euro. Als Bundestagsabgeord­
nete stehen ihr/ihm noch das halbe Monatssalär eines Parlamentariers in Höhe 
von 3.439- Euro zu . Sie haben Anspruch auf einen Dienstwagen mit Fahrer, ein 
eingerichtetes Büro, einen Referenten, einen Sachbearbeiter und zwei Sekretärin 
nen. 
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Markus Meckel (1952) 
Abgeordneter der Volkskammer der DDR 1990 
und des Deutschen Bundestages der BRD 
v on 1'990 his -heute 

Johannes Markus Meckel kam am 18. August 1952 in 
Müncheberg im Kreis Strausberg als Sohn eines Pfar­
rers zur Welt. Er selbst meint, „wer in der DDR in ei­
evangelischen Pfarrhaus aufwuchs, fand sich in jedem 
Fall in Schule und Gesellschaft als Außenseiter und 
Grenzgänger wieder". Von klein auf war ihm „bewußt, 
in einer eher feindlichen gesel lschaftlichen Umwelt zu 
leben, in der man auf der Hut sein mußte und in der es 
galt, seinen Glauben und seine Überzeugungen unter 
ständigem Druck zu verteidigen, um sich nicht zu ver­
leugnen''. (1) Die Familie zog bald nach Berlin in 
die Georgenkirchstraße, so dass der Junge das einzi­
ge Berliner altsprachliche „Graue Kloster" besuchen 
konnte. Er mußte allerdings nach der 1 O. Klasse diese 
Erweiterte Oberschule (EOS) verlassen. Statt dessen 
besuchte er das Kirchliche Oberseminar in Potsdam­
Hermannswerder, das er 1971 mit einer staatlich nicht 
anerkannten Hochschulreife abschloß. Den Wehrdienst 

für die DDR verweigerte er 1970. Er begründete seinen Schritt damit, dass das Wett­
rüsten der sich feindlich gegenüber stehenden Großmächte aufhören müsse. „Ein 
Krieg kann heute keine Probleme mehr lösen, sondern nur vertiefen", schrieb er in 
seiner mutigen Begründung. (2) Er studierte bis 1978 Theologie in der Saale- und 
Domstadt Naumburg und am Sprachkonvikt in Berlin. Hier in der Hauptstadt der DDR 
sollte auch sein oppositionelles politisches Wirken beginnen. Mit Gleichgesinnten 
bildete er schon 1977 einen „Hegel-Kreis", den das Ministerium für Staatssicherheit 
der DDR argwöhnisch beobachten ließ. Er war in dieser Zeit als Tellerwäscher in der 
Gaststätte im Fernsehturm am Alexanderplatz, als Nachtwächter in einem Museum 
und schließlich als Hausmeister einer Kirchengemeinde beschäftigt. Er fand in dieser 
Zeit Muße, sich mit den Auffassungen der bedeutendsten deutschen idealistischen 
Philosophen des 19. Jahrhunderts, Georg Wilhelm Friedrich Hegel und Friedrich 
Wilhelm Nietzsche, zu befassen. 

1980 bekam Markus Meckel eine Arbeitsstelle als Vikar und ab 1982 als Pfarrer in 
der mecklenburgischen Gemeinde Vipperow. Der Ort liegt am südlichen Ende des 
Müritz-Sees. In seinem Pfarrhaus traf sich von 1982 bis 1988 vierzehntätig der „Vip-
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perower Friedenskreis'', _um über Fragen der Rüstung und Nachrüstung zu diskutie­
ren. Schwerter sollten zu Pflugscharen werden! Das Echo blieb allerdings auf wenige 
oppositionelle christliche Gruppen in der DDR beschränk\. Vergeblich wurde 1984/85 
versucht, die einzelnen Kreise konzeptionell zusammen zu fassen . 

1988 avancierte er zum Leiter der Ökomenischen Begegnungs- und Bildungsstätte 
der Evangelischen Kirche in Niederdodeleben bei Magdeburg. Er engagierte sich 
noch intensiver in der kirchlichen Friedens- und Menschenrechtsbewegung und im 
Arbeitskreis Theolog ie und Philosophie beim Bund der Evangel ischen Kirche. Er war 
1988 Delegierter der Ökomenischen Versammlung in der DDR und ein Jahr später 
auch der Europäischem Ökomenischen Versammlung in Basel (Schweiz). 

1989 wurde ein einschneidendes Jahr im Leben von Markus Meckel. In Verschwö­
rermanier hatte ein kleiner Kern wagemutiger Männer die Sozialdemokratische Partei 
in der DDR (SDP) gegründet. Er gehörte zu jenen über 40 Teilnehmern, die diesen 
histor·ischen .Schrill am 7. Oktober 1989 in Schwante bei Oranienburg vollzogen. Da­
bei war schon eigentümlich, dass eine sozialdemokratische· Partei ausgerechnet von 
Pastoren aus der Taufe gehoben wurde. Meckel war zunächst ihr 2. Sprecher. Die 
Bildung dieser sozialdemokratischen Partei fand bei den oppositionellen und kirch­
li chen Kreisen der DDR wenig Zustimmung. Parteien widersprachen ihrem Verständ ­
nis von einer Basisdemokratie. (3) Für die Gründungsmitglieder sollte damit aller­
dings „explizit die Machtfrage in der DDR" gestellt worden sein (4) - und das, obwohl 
die SPD der BRD die neue Ostpartei anfänglich nicht akzeptieren wollte. Siewurde 
für den florierenden deutsch-deutschen Dialog zwischen der SPD und der SED als 
störend empfunden Die neue Partei sprach sich für die deutscl1e Einheit aus, jedoch 
in einem Prozeß, bei dem sich beide deutsche Staaten näher kommen und sich an­
gleichen sollten. „Ein langsames Aufeinander zugehen zweier demokratischer Staa­
ten in einem sich ein igenden Europa" war als hoffnungsvolle Perspektive vorgese­
hen. Eine „demokratische DDR" sollte zunächst das Ziel sein. (5) Für Meckel wurde 
daraus Jahre später schon eine Tat , die „zum Umsturz rief' . Und das 1998 ange­
nommenen Parteiprogramm der SPD machte daraus sogar einen Akt von 
historischer Größe: „Mit der Gründung der Partei am 7.0ktober 1989 stellten 
Sozialdem okraten den Machtanspruch der SED radikal in Frage. Sie entschie­
den sich als ers te innerhalb der revolutionären Bewegung in der DDR für die 
parlamentarische Demokratie und setzten damit das entscheidende Zeichen, 
den SED-Staat von innen heraus zu überwinden." · 

Die neue SDP erhie lt raschen Zulau f. Bis Ende 1989 gab es bereits über 50 Orts-
und Kreisverbänd e Im Winter 1989/1990 ist von schätzungsweise 60.000 Mitgliedern 
die Rede Auf ihrem im Februar 1990 stattfindenden Parteitag wurde lbrahim Böhme 
zum Parteivorsitzenden und Markus Meckel zu einem der Stellvertreter gewählt. 
Meckel übernahm zeitweilig den amtierenden Vorsitz, nachdem Böhme wegen seiner 
bekannt gewordenen Zusammenarbei t mit der DDR-Staatssicherheit seinen Posten 
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hatte räumen müssen. Der Neuaufsteiger Wolfgang Thierse, vom Neuen Forum kom­
mend, wurde neuer Vorsitzender. ,Willy Brandt, der Ehrenvorsitzende der SPD in der 
BRD war es, der Meckel riet, in der Politik weiterzumachen. 

Zu den anstehenden Wahlen zur Volkskammer der DDR am 18. März 1990 wurc;Je 
Markus Meckel im Wahlkreis 1 O - DDR-Bezirk Magdeburg - auf die Landesliste der 
SDP gesetzt. Er war bei einem. eventuellen Wahlsieg seiner Partei für den Posten 
des kommenden Ministerpräsidenten auserkoren worden. Noch sollte die ,,Vision 
eines menschlichen Sozialismus" in der DDR verwirklicht werden. Eine demokrati­
sche Parteienvielfalt sollte erreicht werden, keinen bedingungslosen Anschluß an 
den anderen deutschen Staat! Und viele hofften hierauf. Doch die verlockenden Ver­
sprechungen der Konservativen um die zu erwartende D-Mark waren stärker. Wie im 
DDR- Maßstab bekam ,auch ·i"hi Bezirk Magdeburg die CDU die meisten der abgege­
benen Stimmen - 44,22 Prozent. Auf die SDP entfielen 27,47 %, die PDS erreichte 
14,22 Prozent. Markus Meckel kam dennoch in die Volkskammer. Er votierte mit 
einer Minderheit seiner Partei für eine Regierungsbeteiligung. Erst nach einer Rück­
sprache mit der SPD-Führung in Bonn gab die gesamte SDP nach . In der neu gebil ­
deten Koalitionsregierung aus CDU, SDP, Demokratischer Aufbruch, DSU und FDP 
unter dem Ministerpräsidenten Lothar de Maiziere (CDU) bekam Markus Meckel das 
Amt des Ministers für Auswärtige Angelegenheiten der DDR übertragen . Aber dieser 
hohen politischen Verantwortung war er in dieser verwirrenden umwälzenden poli ­
tischen Zeit kaum gewachsen. Dazu fehlten ihm ganz einfach die „staatsmännischen" 
Erfahrungen und Raffinessen. Willy Brandt legte seinem Ostberater Egon Bahr nahe, 
dem „unerfahrenen Meckel im Außenministerium zu helfen'(7). Der westdeutsche 
Außenminister Hans-Dietrich Genscher (FPP) erinnerte sich später, dass Meckels 
engste Mitarbeiter sich zum Teil aus Westdeutschen „rekrutierten" (8) . A ls Vertreter 
der DDR fand ihr Außenminister im Ausland schon keine Anerkennung mehr. Dort 
hatten sich die Regierungschefs bereits auf eine Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten unter der Oberhoheit der Bundesrepublik Deutschland eingestellt. Meckel 
hatte zwar Gelegenheit an den Verhandlungen in Warschau, Moskau, Washington , 
Bonn, Genf und Strasbourg teilzunehmen; ebenso war er im Mai 1990 als DDR­
Vertreter bei den „2 + 4 Gesprächen" ·dabei. Egon Bahr schätzte seine Rolle, die er 
dabei einzunehmen hatte, als nicht besonders günstig ein. Meckel war längst kein 
gleicl1berechtiger Partner mehr im Kreis des anderen deut~chen Vertreters und der 
vier alliierten Siegermächte. Er wurde bei alledem von dem BRD-Außenminister Gen­
scher nicht all zu ernst genommen, der die bundesdeutschen Ziele im Vereinigungs­
prozeß durchdrücken wollte - und dies auch tat. Meckel war zum Außenminister 
eines Staates geworden, der sich die eigene Auflösung auf die Fahnen geschrieben 
hatte. Sein demonstratives Beharren auf DDR-Souveränität ging der CDU in Ost wie 
in West gegen den Strich. Die Folge war der Bruch der Regierungskoalition , womit er 
sein Amt als Außenminister der DDR niederlegen mußte. Dem Anschluß der DDR an 
die BRD am 3. Oktober 1990 stand nichts mehr im Wege. 
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DA, SDP, CDU, DSl) und FDP am 12. A:prH 1990 

Dir,1 J\ufbünrninistor der viar Sie\Jerrnächte und der beiden 
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Im Dezember 1990 waren die Neuwahlen für den 12. Deutschen Bundestag ange­
sagt. Markus Meckel wechselte den Wahlkreis ; vom inzwischen CDU-regierten 
Sachsen-Anhalt, wo die Chancen fÖr seine Wiederwahl gering erschienen, in das 
SPD-geführte Brandenburg. Erwurde im. Wahlkreis 272 als Direktkandidat der SPD 
aufgestellt. Derfür ihn neue Wahlkreis umfaßte das nordöstliche brandenburgische 
Gebiet Prenzlau-Angermünde-Schwedt-Templin-Gransee. Der Schachzug gelang. 
Mit 37,7 Prozent der Erststimmen wurde er in den Bundestag gesch ickt. Die Ver­
treter der anderen angetretenen Parteien erhielten in seinem Wahlkreis: CDU 34, 1 
%, PDS 11,2 %,' Bündnis90/Die Grünen 8, 7 % und die FDP 7,6 %. Er hatte den 
Wahlkreis gewonnen. Und dennoch war er nicht zufrieden. Von den. Gründungsvä­
tern der Ost-SPD war keiner übrig geblieben. An der Spitze standen nun Leute, die 
ihn „vor einem Jahr am liebsten noch nicht gekannt hätten"(9). 

( 
Für seine Person war er ,.im Westen angekommen". Die ideale aus DDR-Zeiten 
waren in der neuen Gesellschaft nicht mehr gefragt. Schon Anfang der 90er Jahre 
befürwortete er im Deutschen Bundestag den Einsatz der Bundeswehr zur „Durch­
setzung des Völkerrechts" auch außerhalb des NATO-Gebietes (1 O); Bosnien, Ko­
sovo, Afghanistan folgten . Der Wehrdienst war für ihn nun „ethisch gerechtfertigt" . 
Se lbst NATO-Luftangriffe hielt er für notwendig . (11) Nichts war von den Schwertern, 
die zu Pflügen werden sollten, übrig geblieben. Alles Schnee von gestern! 

s gab für ihn, der einen „menschlichen Sof:ialismus" einst anstrebte, ein neues Be­
tätigungsfeld. Er wollte nun dem einstigen „DDR-Bürger das Nachdenken über die 
Ulbricht- und Honecker-Jahre aufgeben" (12). Nun ging es ihm im nachhinein um ein 
verk lärtes Bild über die DDR. Er wollte weg von dem westdeutschen Image der „tra­
gischen Figur der ostdeutschen Revolution" (13). Meckel war zum .,theoreti sie renden" 
/\npasser geworden. In der Enquete-Kommission des 12. und 13. Bundestages zur 
Aufarbeitung von DDR-„ Unrecht" konnte er sich von 1990 bis 1998 neu profilieren. 
Mit eifernder Energie versuchte er als Obmann der SPD in dieser zwei ten Kommis­
sion die „Unmenschlichkeit" in der DDR deutlich zu machen. So habe es in der DDR 
keinen öffent lichen Diskurs über die Naziverbechen gegeben. „Das durfte auch nicht 
geschehen, " so seine Interpretation, „um zu vermeiden , zwischen der Lebenss itua­
tion im Nationalsozialismus und eigenen Erfahrungen in der DDR Analogien zu er­
kennen" (14). Bei aller „Unfreiheit'', was soll eine solche Gleichsetzung von NS-Dik­
tatur Und DDR-System bewirken? Hat die DDR wirklich einen verheerenden Welt­
krieg angezettelt, die Nachbarstaaten rnilitärisch überfallen und wirtschaftlich ausge­
plündM, Juden, Slawen und politische Gegner massenhaft und auf bestia lische 
Weise ermordet? Er hat das Nazireich selbst nicht erlebt und offenbar in der DDR die 
falsche Schule besucht. Die westdeutsche Gesellschaft kommt bei ihm da schon 
besser weg. Dort sei die Aufarbeitung der NS-Geschichte tief in der Gesellschaft ver­
wurzelt. Aber auch hier scheint er zu wenig gelesen oder zumindest zur Kenntnis ge­
nommen zu haben . Seit geraumer Zeit liegen nicht wenige kritische Publikationen 
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selbst westdeutscher Provienz zu der Art und Weise vor, wie nach 1945 die perso­
nelle nazistische Erblast in der. BRD durch Integration „demokratisch bewältigt" 
worden ist und wie Nazieliten zu „passab len Demokraten" wurden. Vergessen die 
hohen Amtsträger an NaziriclJtern und Militärs, die Globkes, Filbingers, Lübkes und 
heusingers im Dienste der westdeutschen Bundesrepublik? (15) Was soll's. Dieser 
einerseits diskreminierende und andererseits aufpolierende Wortschwall verhalf ihm 
schließlich 1998 Vorsitzender des Stiftungsrates der regierungsamtlichen „Stiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur" zu werden. Die Deligitimierung des einstigen 
DDR-Systems kann also weitergehen. 

Markus Meckel wurde auch 1994, 1998 und 2002 in seinem Wahlkreis als Direkt­
kandidat in den Deutschen Bundestag gewählt. Die Ergebnisse im Vergleich zu sei­
nen politischen Konkurrenten ( 16): 
1994 - SPD 48,8 %, CDU 27,7 %, PDS 18,5 %, Die Grünen 3,0 % und FDP 2,0 %; 
1998 - SPD 54,o %, CDU 20,3 %, PDS 18,3 %, Die Grünen 2,0 % und FDP 1,8 %; 
2002 - SPD 49, 1 %, CDU 21 ,4 %, PDS 20,5 %, Die Grünen 2, 1 % und FDP 5, 1 %. 
Im Herbst 2003 gehörte er im Deutschen Bundestag zu den Befürwortern der unso­
zialen Gesetzgebung der rot-grünen Bundesregierung zur Gesundheits- und Renten­
reform. 

Markus Meckel hat noch eine ganze Anzahl von weiteren Funktionen inne. So ist er 
Mitglied des Stiftungsrates Wissenschaft und Politik, des Präsidiums der Europauni­
on Deutsch land, des Kuratoriums der Friedrich-Ebert-Stiftung, seit 1994 Vorsitzender 
der deutsch-polnischen Parlamentarier Gruppe, war von 1996 bis 2000 Vorsitzender 
der Deutsch-Polnischen Gesellschaft, ist seit 1991 Stellvertreter und seit 1998 

ordentliches Mitglied der Nordatlantischen Versammlung und seit dem November 
2000 Vizepräsident der Parlamentarischen Versammlung der NATO. 

Markus Meckel ist verheiratet und Vater von fünf Kindern. Die Familie zog in den 
„Wendetagen" des Jahres 1990 nach Karow. In der Straße 48fNummer 54 bezog 
sie eine zu DDR-Zeiten „staatlich" vereinnahmte Villa. Als eine Karower Bürgerini­
tiative sich dagegen aussprach, führte er als eines der Argumente zu Felde, seine 
Frau brauche für die Ausübung ihres Berufes als Keramikerin eigene Arbeitsräume. 
Als Karower dürfte er sich nie gefühlt haben. Im Frühjahr 2002 stand das Haus leer. 
Die Familie hatte einen neuen Wohnsitz. 
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Dr. Evelyn Kenzler (1962) 
Abgeordnete des Deutschen Bundestages der BRD 
von 1998 bis 2002 

Evelyn Kenzler, am 2. Dezember 1962 geboren, 
ist ein echtes Berliner Kind ; konfessionslos. Sie 
wuchs in einem sozialistisch geprägten Elternhaus 
auf. Anfang der BOer Jahre zogen ihre Eltern von 
Niederschönhausen nach Karow in die Straße 56, 
der .heutigen .Strömannstraße, wo sie ein Einfami­
llienhaus gebaut hatten . An der Erweiterten Ober­
schule „ Carl-von~Oss ietzky" in Pankow legte Eve­
lyn 1981 ihr Abitur ab. Sie war Mitglied der SED 
geworden und auch sie bekam nicht sofort einen 
Stodienpl·atz ·zug·ewiesen. Erst 1983 konnte s ie m it 
einer akademischen Laufbahn beginnen. An der 
Berliner .Humboldt-Universität studierte sie konti­
nuierlich acht Semester Rechtswissenschaft, er­
warb 1987 ihr Diplom als Juristin und bekam an­

schließend eine wissenschaftliche Aspirantur an der Juristischen Fakultät, die sie 
1991 mit ihrer Promotion zum Dr. jur. abschloß.' 

l:le i den zahlreichen Wahlen im „Wendejahr" 1990 saß ich mit ihr gemeinsam im 
Wahlvorstand jenes Karower Wahllokals, .in .dem.auch Frau Dr. Sabine Bergmann­
Pohl ihre Stimme abgab. Seit 1991 ist Frau Dr. Evelyn Kenzler ehrenamtliche Vor-
ilzende der Vereinigung demokratischer Juristen. Beruflich war sie von 1991 bis 

1993 zunächst Mitarbeiterin in einer Rechtsanwaltskanzlei , dann von 1993 bis 1995 
angestellte Rechtsanwältin. Im Dezember 1995 erhielt sie ihre Zulassung zur Rechts­
anwältin und wurde ·frnibernfliche Rechtsanwältin in Sozietät. Seit 1995 gehört sie 
dem Parteirat der Partei des demokratischen Sozialismus (PDS) an . 

u den Bundestagswahlen im Herbst 1998 wurde Frau Dr. Evelyn Kenzler von ihrer 
Partei im sächsischen Wahlkreis 323 Chemnitz 1 als Kandidatin für den 14 . Deut­
schen Bundestag aufgestellt. Das Direktmandat in diesem· Wahlkreis ging allerding s 
mit 32,4 Prozent an die SPD-Abgeordnete Jelena Hoffmann. Evelyn Kenzler erhielt 
20,9 Pmzenlder ·ab~egebenen-Erststimmen, 31,6 % ging·en an die CDU, 7,3 % an 
die Grünen und 3, t % an die FDP. Über die Landesliste Sachsen der PDS kam sie 
dennoch in .den Bundestag, wo .sie .als rechtspolitische Sprecherin .der PDS-Fraktion 
und als Mitglied des Rechtsausschusses des Bundestages wirkte. Sie war PDS­
Obfrau im ersten Untersuchungsauss~huß „Parteispenden", dessen Ergebnisse nach 
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ihrer Meinung „deutlich hinter den öffentlichen Erwartungen zurQckblieben". Bei die­
ser illegalen Parteienfinanzierung konnten Geldflüsse teilweise nachvollzogen wer­
den, die Herkunft und Verwendung der Mittel blieben aber weitgehend im Dunkeln. 

Im Bundestag stritt Frau Dr. Evelyn Kenzler unermüdlich für die sozial Schwachen in 
dieser Gesellsc;:haft, für die .Belange der ostdeutschen Datsc;:henbesitzer, für .Erleich­
terungen für Schuldner, für eine Reform des Mietrechts und die Änderung des Insol­
venzrechts. Sie engagierte sich für die Demokratisierung und die Einhaltung des Völ­
kerrechts, wändte sich gegen die weitere Verschärfung bei der Inneren Sicherheit 
und gegen den Abbau von Bürgerrechten. Ganz besonders wichtig ist ihr der Kampf 
gegen den Rechtsextremismus. Sie unterstützte nicht nur das NPD-Verbot, ·sondern 
schlug im Namen ihrer Fraktion die Einfügung einer antifaschistischen Klausel in das 
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Grundgesetz der BRD und die strafrechtliche Ahndung jeglicher Verherrlichung von 
NS-Organisationen vor. Dr. Evelyn' Kenzler trat vor dem Bundesverfassungsgericht 
zum Krieg gegen Jugoslawien und zum neuen strategischen Konzept der NATO da~, 
für ein , den Frieden durch das Völkerrecht und nicht durch Kriegshandlungen zu 
sichern. 

Das Wahlkkreisbüro von Frau Dr. Evelyn Kenzler befand sich am Rosenplatz 4 in 
hemnitz, wo sie auch ihren zeitweiligen zweiten -Wohnsitz hatte. Durch ihre engen 

Beziehungen zu ihren sächsischen Wählern wurde sie in dem neu zugeschnittenen 
Wahlkreis 164/Chemnitz zu den Bundestagswahlen am 22. September 2002 auf 
Platz 1 der'PDS"Landesliste ·des Freistaates Sachsen geseizt. „Lieber Gegenwind 
statt heiße Luft! " war ihr Wahlkampf-Slogan. Doch diesmal reichte es für einen er­
neuten Einzug .in den .Deutschen Bundestag .nicht. Sie erhielt.zwar .wiederum 20,9 
Prozent der Erststimmen, jedoch fiel ihre Partei insgesamt unter die 5-Prozent-Hür­
de. Sie nahm wieder ihre Tätigkeit als Rechtsanwältin auf. 

Frau Dr. Evelyn Kenzler wohnt nach wie vor in der Karower Achillesstraße und ist 
Mitglied der hiesigen Basisgruppe 'der PDS . 

l.ileralur 

Deutscher Bundestag. 14. Wahlperiode 1998. Kürschners Volkshandbuch, 
Rf1einbreitbac11 2001 _ 

Zweitstim.meri-Ergebnisse in Karow: · - '2 ('.) 0 2 
Wahllokal . SPD . . CDU PDS Grüne FDP REP /NPD 

·Buso njs tr.13o ·U,2 21,3 20,3 · 6;3 '6,3 1,4' 
Rölän der Stt 46 · 32,9 24;4 . 23,4 ·· 6,7 · 6,0 . 3,2 
Achillesstr. 31 38,5. 29,2 14,6 5,0 6,5 3,1 
Achillesstr'31 37,9 24,2 20,5, · "5 ,4 5;9 · 1,3 ' 
Achille.ss tr. 79 42,7 19,5 21,3 ' 3,6 4,4 1,6 ·· 
Bahnhofstr. 53. 35,9 18,8 22, 0 12,6 6,6 · · 2,4 · . 
Balmhof;; tr, 53 36J 22,s ) 22,3 9,7 · 5,8 · o,s 
Hofzeichendamm 1 37,3 32,8 · 20,5 · SA · ·• · · 6,5 2;5 
Müncflehagenstr. 43 38, l 23,9 · 19,7 4,4 ·5,l · · t B .. · 
Bahnh of:str.32 · 41,3 rn;8 21;s . 8,7 . · . ,5,7 l ,O 
Bahnhofstr. 32 36,Q 24,2 21,6 9,5 , 4,4 · · · l,5 ' 
Bilirihofatr. 32 40,0 23,4 16,8 . 6,8 6,4 1,3 ' 
Str. 43, Nr. 13a 34,8 25,8 20, 7 8,0 5,8 1,2 

. Achillesstr. 79 39,8 20,9 21-;1 ;;c:- 5,2 . s;g i :Z,2 
_:.J_ : •.. -.----· -'·--·-·· - ... .: . : 2;1 . :, . ..:- :· : 
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Abkürzungsverzeict:mis 

BRD - Bundesrepublik Deutschland 
CDU - Christlich Demokratische Union · 
DA - Demokratischer Aufbruch 
DBD - Demokratische Bauernpartei Deutschland 
DDR - Deutsche Demokratische Republik 
DFD - Demokratischer Frauenbund Deutschland 
DSU - Deutsche Soziale~Union 
EOS - Erweitere Oberschule 
FDP - Freie Demokratische Partei 
FDGB - Freier Deutscher Gewerkschaftsbund 
FDJ - Freie Deutsche Jugend · 
IPU - Internationale Parlamentarische Union 
KPD - Kommunistische Partei Deutschland 
KPdSU- Kommunistische Partei der Sowjetunion 
KZ - Konzentrationslager 
LDPD - Liberaldemokratische Partei Deutschland 
LPG - landwirtschaftlich Produktionsgenossenschaft 
MTS - Maschinen-Traktoren-Station 
NPD - Nation~ldemokratische Partei 
NDPD - Nationaldemokratische Partei Deutschlar'ld 
PDS - Partei des demokratischen Sozialismus 
SAP - Sozialistische Arbeiterpartei 
SDP - Soziälaemokratische Partei 
SED - Sozialistische Einheitspartei Deutschland 
SPD - Sozi~läemokratische Partei Deutschland 
USPD - Unabhängige SozialdemokratischEJ Partei Deutschland 
VdgB - Vereinlgiung der gegenseitigen Bauernhilfe 
WN - Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes 
ZK - Zentralkomitee 
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KARO WER 
PERSÖNLICHKEITEN 
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Abgeordnete 
des Deutschen Reichstages 
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WAS STECKT DAHINTER? 

NAMEN 
VON 
STRASSEN, PLÄTZEN,, 
GRÜNA,NLAGEN 
UND 
GEWÄSSERN 
IN 
BERLIN-KAROW 
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